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§ 29 Afc 2 Die kurzfristige Verjährung des I 29 Abs. 2 HNO.

-iD t nicht, wenn ein inffsträger i «ge

entgegengenommen bat. %on denen er waBfc 1er

wissen mulite. <iall eia Rechtsanspruch darauf nicht

und wenn diene Beitrage nur ia Unkenntnis

der Sachlage gezahlt worden i

• F des HVA. II, Beschl.-Nu. — vom 25. April l

— II H. 14 33 BS. -

§189Afc1 Her Ansprudi auf Krankengeld ruht nach § 1

RYfl Abs. 1 Satz 1 RVO. auch dann, wcan dei Arbeitgeber
:n Veraidiertea den Redinungsbetrag des krank*

Idee von dem Gehalt in Abzug gebracht hat, aofera

rblie. Gebaltsrest min ns den B«

des Krankengeldes erreicht.

V \ lll. 3. Rev.-Sen. — \om B. Jani l

— 111 a Kn.

§2J4Afa2 No.ii I 234 RVO. sind alle bei einer Krk.

*Y2 oiier der «See-KrK. besdiaftigten rereicberungspflidi-
tigen Arbeitnehmer ohne Kuck*.cht auf ihren Be-

•dfugungsort Mitglieder dieaer Keai
• F. des h\A II — Besd»F-6en. - vom 23. April
It» - II K. 69 33 BS.

§3131 I retattoagsaaapritdM auf Grund des 5 6 im Abschn. 2

AJn 1 WO ^ap 1. Siebe leil der 4 tVerordnung rom B. De¬

zember 1*31 (ROB1. J S. o99. 719; hat nur die Kasse.

die die Wudicninlfe oder Famiiienwochenhilfe zu ge¬

wahren hat.

Erstattungspflichtig ist nur die Kasse, -deren Mitglied¬
schaft bei der erstattungsberechtigten Kasse fort-

zt wurde.
• E des R\ \. U — 1. R( - ron ^ llej l<*:u

— Ha. Kr . 3 33». —

§105 Ah 4 Ein Ersatzstreit zwisdien der Reidisknapp^diaft als

RRr.Cts. Traeerin der KrVera, und dem Reich als Trager der

R» ; wird in dem im I 109 Abs. 4

KK.ii« ebenen ^ erfahren entschieden.
• F dea RVA. III - 2 Rev.-Sen. — vom 5. Juli 1934.

— lila Kn. 3

§129
AVAVG

Reich alt für Arb.-Veras, u. Arbtl.-Vers.

konnte im Jahre 1932 Tur eine rof Inkrafttreten d

A\ \\<. (1. Oktober 19J7) abgelaufene, gefährdete
Anw.-Frist Beitragsmarken zur ln\V. nicht mehr

remäfl § 1-9 AVAVG. :• wirksam nadientriditen.
* i- des KVA. JI — 2. Rev -Sen. — \om 22. Juni |9M

- IIa W39 325. —

§170 Die Vorlegung einer Besdieinigun,; nadi § 170 Abs. 2

AVAVG WA\<,. bei der Kk. kann fiir in uodi nidit

als Abmeldung im Sinne dei § 317 RVO. gelten.
* E. des RVA. LI — Besdil.-Sen. — vom 2 ni \<XH

— II K 98 33 BS. —

§§187.194, 1. An einem Beitragsstreitverfahren gcmali § 194

146.168 AVG. zwischen den Erben des Angestellten und der

Ato' 1 212
WA« i-t der Lonkarswalter der früheren Arbeit-

AVG

'

fceberin des Angestellten beteiligt.

ffiÄ 17
Einem Versicherten, der sich bei der ..Württem

(99 3/ 111, berauschen Ortebehörde für Arbeiter- und Ange
1459 RVO) stelltenversidierung" über die Frage seiner A\

Pflicht erkundigt hat, trifft kein Verschulden an der

unterlassenen lieitragsentrichtung, wenn er von

dieser Behörde die Auskunft erbalten bat, er sei

nicht angvpflichtig.
• E. des RVA. III — B.-Sen. — vom 9. März 1934

— 111 AV. 39 33 B 5 —

AN. 1934 S. IV 1% Nr. 4776.

§§ »H
435 WO

Ab*. 2 der Bekanntmadiung «des Reidiskanzlers vom

Okl 1913 (RGB! ä 74t) betreffend den Be¬

griff „vorübergehende Dienstleistungen*' im Sinne

s § 434 RVO. gilt nadi J 435 R\0 aiaftgemil audi

für Hausgehilf«
• | \es KVA. II — vom 12, Juni 1924. — 11 K MJ

I 3 -

§§335
Ah. 1. 338

AVG

§ 439 R/0

§1280
C312IW0.

Beetahl keine I Kk. für den Bezirk einer Innung, so

is! ron einem [nnungl r beschäftigte 1

hilfin, auf <iie die ^ saetsnngen des § «V39R\u

zutreffen, Mitglied der InnKk., der der Arbeitgeber
mit »seinem Betriebe ang rt,
• I m RVA. II BesdU.-Sen. — vom 8. Juli 1934

— 11 K. 16033 BS. —

Das Ruhen der InnR. ifl I l«288 RVO (früher

I 13U R\<) ) tritt w< I nterbringung ia Mint

haft nidit ein.
• I. des RVA, II — 7. ! ien. — roa Ji» Juni

?4. — IIa. UM>34\ —

§ 69 a

AVAVG.

(§ 1 Abi. 1

e.V. des Ges.

f. 1.S. 33)

§§ 1426 ff. 1 im :ungszwar .-fahren auftretende

1461 RVO r r **d inwieweit die unstreitige Verpfl.
berj zur Entriditung von In

Vers -Beiträgen auf seil nfolger iftberg«:
Lst nidit roa den Instanzen der RVO. zu entscheid«

• E. de«RVA. n - warn 12. Juli
H»2»6«. 1./34

"¦¦¦ •> ^~9 ~~~'

9Ah.2

IV*.

lad Grand <lei 5 119 Abv - W \\<). abgcschlosee-
P a u i c h a I \ o r l r werden durch den

». Juni 19» lEuM. Bd. 92

:" Nr. 44 nidit weit aulier Kraft I

« r*t durch Kündigung jremälJ I

Oktober ! Bd. 33

I).
• E des RVA. II - Besdd.-Sen. — v >m 27. Jim: 1Q34

il K. m2 33 B 5. -

Die rechtskräftige Verurteilung eines Arbeitgebers
wegen eines Vergehens nadi § 338 AVG. durdi da^

ordentliche Strafgeridit schließt die Auferlegung
einer Ordnungsstrafe und der Zahlung des tin- L

Zweifachen der rückständigen Beitrage nach I 336

Abs. 1 AVG. durch die RfA. wegen desselben 1

bestandes nicht au

• K. des RVA. 111 — Beschl.-Sen. — vom 9. März

1934 — III AV. 41 33 B 5 —

AN. 1934 S. IV i^M \r. 4777.

Hat eine Fhefrau oder künftige Ehefrau sich anläß¬

lich der Gewahrung eines Ehestandsdarlehens im

Mnne des Gesetz« über Förderung der Ehe-

sdilieflungen (Abschn 5 des Gesetzes zur Verminde¬

rung der Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933 in der

Fassung des Gesetzes zur Aenderung des Gesetzes

über Forderung der I hesdiließung vom 28. März

1934) verpflichtet, eine latigkeit als Arbeitnehmern!

so lange nicht auszuüben, als der Ehemann oder

der künftige Ehemann im Sinne der Vorschriften

über die Gewährung von ArblL'. betrachtet wird,

hat sie bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen

nur dann Anspruch auf Arbll .,
wenn der Mann

hilfsbedürftig ist oder das Ehestandsdarlehen reit«

los getilgt ist oder diese Tatbestande beide gegeben
sind.
# F. des RVA. III. — Spr.-Sen. — v. 13. April 1934

— lila Ar. 1134 —. AN. 1 IV ->61 Nr. 47

§§MI. 95, Audi einern ..Krumper"' (§ Wb AVA\ bl >r«

105 Ah. 2, übergehend die Arbeit ausseT/t. kann die Untc

110i AVAVG Stützung nidit für einen in die Woche fallend«

gesetzlidien Feiertag gewahrt werden, der vor der

Xrbeitslosmeldun^: 'er der dem Arb.Amt zu er¬

stattenden Meld* über das Auss gt,
*

E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 2 Man 1934

— lila Ar. 1 34 —. AS l«4 S l\ 287 Nr. 47

§§95. "6 Zur Frage der dreijährigen Ausschlußfrist für den

Ansprudi auf Gewahrung der Alu.
# E. des RVA III (Spr.-Sen.) vom 23 Februar

— Hla Ar. 160 33 AN. 1934 S. IV 200 Nr 47

(vgl. audi E. 3S43. AN. 1930 S. IV 3°-

AVAVG.
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Die freie Arztwahl

Fast so alt wie die reichsgesetzliche KV. ist

der Streit um die „freie Arztwahl4', d. h. um

das Recht des Versicherten, sich im Krank¬

heitsfälle den „Arzt seines Vertrauens" selbst

wählen zu dürfen. Hatten im Beginn der KV.

gerade die Kk«en die Ersetzung des früheren

He2irksarztsystems durch die freie Arztwahl

vertreten, so änderten sie ihre Stellungnahme
mit dem Augenblick, als der Andrang der

Aerzteschaft zur Kassenpraxis stärker wurde.

Die freie Arztwahl zeigte sich nämlich als eine

äußerst kostspielige Einrichtung, sobald die

zur Kassenpraxis zugelassenen Kassenärzte

eine Ausdehnung ihrer Praxis auf Kosten der

Kk.en erstrebten. Der Kampf um das „Arzt-
system" beherrschte fortan die Beziehungen
zwischen den Trägern der KV. und der Aerzte¬

schaft wegen der Auswirkungen, die mit dem

Zugeständnis der freien Arztwahl an die Ver¬

sicherten für die finanzielle Lage der Kk.en

anscheinend untrennbar verbunden waren.

Es übersteigt den Rahmen dieser Ausführun¬

gen, die einzelnen Phasen dieses Kampfes und

die verschiedenen Arztsysteme — unbeschränkt

und beschränkt freie Arztwahl, organisiert
freie Arztwahl und das System der angestell¬
ten Aerzte (fixiertes Kassenarztsystem) --

sowie deren Vor- und Nachteile für die Kk.en

und die Versicherten genauer darzulegen.

Grundlage des Streites war stets die wirt¬

schaftliche Belastung der Träger der KV«

durch die Forderung der Aerzteschaft, da6

alle Mitglieder ihrer Organisation zwar be¬

rechtigt, nicht aber verpflichtet
sein sollten, Kassenpraxis auszuüben, und daß

die Kassenärzte für ihre Handlungen nicht dem

Kassenvorstände, sondern nur der ärzt¬

lichen Organisation verantwort¬

lich sein sollten.

Dieser Streit ist durch die Neuregelung der

Beziehungen zwischen den Aerzten und

Kk.en durch die Vertragsordnung (VertrO.)
und die Zuiassungsordnung (ZO.) vom 30. De¬

zember 1931 — RGBl. I 322 — beendet worden.

Dr. jur* Fritz Kadgiehn, Nowowes

Auf Grund von § 10 Kap, 1 Abschn. 1 dt

fünften Teiles der Notverordnung des Reichs¬

präsidenten vom 8. Dezember 1931 — RGBl. I

699 — erließ der Reichsarbeitsminister jene
beiden Verordnungen als es sich als unmög¬
lich erwies, ein neues Arztrecht im Wege der

Vereinbarung zwischen den Spitzenorganisa-
tionen der Kk.en und der Aerzteschaft zustande»

zu bringen, und die allgemeine wirtschaftliche

Notlage eine Neuregelung der Beziehungen
zur unerläßlichen Notwendigkeit machte. Wie

diese Regelung im einzelnen erfolgt ist, kann

hier nicht weiter dargelegt werden. Festzu¬

stellen ist nur, daß das Arztsystem für

alle Kk.en einheitlich durch die ZO. ge¬

regelt und durch § 12 der VertrO. das

Recht des Versicherten begründet worden ist,

im Falle einer Erkrankung nach Maßgabe der

gesetzlichen Vorschriften und der kollektiven

Vereinbarungen zwischen den Bezirksstellen

der Kassenärztlichen Vereinigung Deutsch¬

lands und der einzelnen Kk. einen zur Aus¬

übung von Kassenpraxis zugelassenen Arzt

nach eigener Auswahl in Anspruch zu

nehmen.

Die Sicherung dieses Rechts der freien Arzt¬

wahl ist dadurch ermöglicht worden, daß die

Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands

(KVD.) die Bereitstellung der Kranken¬

pflege als eine der berufsständischen Selbst¬

verwaltung der Aerzteschaft obliegende Auf¬

gabe übernommen hat. Die ZO. vom 17. Mai

1934 — RGBl. I 399 — hat die Zulassung der

Aerzte zur Kassenpraxis völlig in die Hand der

Aerzteschaft gegeben; eine jede Mitwirkung
von Vertretern der Kk.en, wie sie noch in der

ZO. vom 30. Dezember 1931 vorgesehen war,

ist beseitigt (s. Volkst. Ztschr. 1934, S. 171).
Die finanziellen Belange der Kk.en sind bei der

getroffenen Regelung dadurch gewahrt worden,
daß eine Abgeltung der Leistungen der Kassen -

äi zte nach einem Pauschalsystem erfolgt, dessen

Grundlagen in den Gesamtverträgen (s. „V. Z."

1933, S. 129) festgelegt werden, und daß die



Behandlungsweise der Kassenärzte, soweit die

wirtschaftliche Seite in Frag* kommt, iner

nau festgelegten Ueberwachung unterliegt.

Kadi § 12 Abs. 1 Satz 1 der VertrO. hat d

krankte Kassenmitglied die frei' Wahl

ir it t e r d e n Kassenärzten. Der V«

sicherte darf also nicht einen jeden Arzt

schlechthin, sondern nur einen solchen Arzt

in Anspruch nehmen, der zur Ausübung

yön K senpraxis zugel n ist. Um

inen etwaigen Zweifel darüber zu klären, ob

der in Anspruch genommene Arzt Kassenarzt

>t, liegt dem Versicherten daher die Pflicht

<>b, elem von ihm in Anspruch genommenen

Aizt sofort mitzuteilen, daß er Kassenmitglied

ist. Unterläßt er die Mitteilung und ist der

Arzt sofort mitzuteilen, daß er Kassenmitglied

Kassenarst, so hat der Versicherte keinen An¬

spruch darauf, daß die Kasse die Bezahlung

der ärztlichen Leistung übernimmt, es sei

denn, daß ein dringender Fall vorgelegen hat.

„Dringende Fälle" in dem vorstehenden Sinn

sind solche, bei denen ohne Gefahr für Leib

ier Leben die sofortige Behandlung durch

einen Arzt oder Facharzt nicht aufgeschoben
weiden kann (Reichsschiedsamt 27. Januai

1932 - RSch. 152/31). Hat ein dringender
Fall vorgelegen, so darf die Bezahlung d«

Nichtkassenarztes von der Kk. nicht deshalb

abgelehnt werden, weil die Dringlichkeit durch

das Verhalten des Kranken verschuldet ist

(AN. 17, 441 und OKK. 17, 617). Die Zu-

Bissigkeit der Inanspruchnahme eines Nicht¬

kassenarztes beschränkt sich in der Regel auf

die eiste Hilfeleistung. Der erkrankte Ver-

s.rherte ist also im allgemeinen verpflichtet,
sich nach der Beendigung der ersten notwen¬

digen Hilfeleistung in die Behandlung ein»

Kassenarztes zvi begeben. Indessen können

Fälle eintreten, in denen der Erkrankte bean¬

spruchen darf, in der Behandlung des zuerst

hinzugezogenen Nichtkassenarztes belassen zu

werden. Dies ist insbesondere dann der Fall,

wenn der Heilerfolg durch den Arztwechsel

gefährdet werden würde (BayLVA. 11. Okto¬

ber 1918 in Monatsschr. 19, 71).

Die kassenärztliche Verordnung ist grund-
tzlich die wesentliche Voraussetzung für cii

Währung der Krankenhilfe. Dies gilt auch

für die Erfüllung des Anspruchs eines erkrank-

t# n Versicherten auf Versorgung mit Arznei;

e von einem Nichtkassenarzt verordnete

Arznei braucht von der Kk. nicht bezahlt zu

werden (RVA. vom 30. Oktober 1930, DK. 1931,

Sp. 277). Ein Irrtum über die Kassenmitglied¬
schaft ist dagegen dem Ansprüche des Ver¬

sicherten auf Gewährung ärztlicher Behand¬

lung durch die Kk. nicht schädlich. Ein Ver¬

sichert» geht dentalls seines Anspruchs

gen die Kk.r wenn er die Hilfe eines Kassen-

aiztes in Anspruch nimmt, nicht deshalb ver¬

lustig, weil er diesen* Arzte gegenüber infoK

eines Irrtums über seine Kassenmitgliedscha»,
oder über den Umfang der Leistungspflicht der

Kasse seine Kassenmitgliedschaft nicht gel¬

tend macht (RVA. vom 24. Mai 1928IJ>K. 1928,

Sp. 1113). Hat ein Kassenmitglied die Behand¬

lung eines Nichtkassenarztes in einem drin¬

genden Fall in Anspruch genommen, so kann

er von der Kk. nur die Erstattung desjenigen

Betrages verlangen, den die Kk. hätte aufwen¬

den müssen, wenn sie den Arzt unmittelbar

mit der Behandlung beauftragt hätte (AN. 1920,

Sp. 172).

Das Recht der freien Arztwahl hat praktisch

nur dann* eine Bedeutung, wenn diesem Rechte

des Versicherten die Verpflichtung des Arztes

gegenübersteht, ein jedes Kassenmitglied oder

dessen berechtigte Angehörigen, die sich in

seine Behandlung begeben wollen, auch behan¬

deln zu müssen. § 12 Abs. 1 Satz 1 der VertrO.,

der das Recht-des Versicherten auf freie Arzt¬

wahl festlegt, kann daher nur so ausgelegt

werden, daß er den Kassenarzt verpflich¬

tet, jeden erkrankten Versicherten und dessen

berechtigte Angehörigen zu den Bedingungen

des Gesamtvertrages derjenigen Bezirksstelle

der KVD. zu behandeln, deren Mitglied er ist.

Diese Verpflichtung des Kassenarztes besteht

jedoch nicht unbeschränkt. Sie hat nur dann

Geltung, wenn der Kranke den Ar/t

in dessen Sprechstunde aufsucht. Dies er¬

gibt sich daraus, daß der Arzt berechtigt

ist, die Behandlung in der Wohnung

des Kranken abzulehnen, wenn diese

außerhalb seines Tätigkeitsbereichs liegt

(a. a. (). § 12 Abs. 1 Satz 2); eine Verpflichtuni»
('es Kassenarztes, die Behandlung in einem

solchen Falle abzulehnen, besteht nicht; es ist

seiner freien Entschließung überlassen, ob ei

die Behandlung in einer außer seinem Tätig¬

keitsbereich belegenen Wohnung übernehmen

will.

Wieweit <1< Tätigkeitsbereich des Kassen-

aiztes sich erstreckt, kann nur im Einzelfalle

entschieden werden. Diese Frage ist verschie¬

den zu beantworten, je nachdem, ob es sich

um ein mit Kassenärzten dicht besetztes Ge¬

biet (Städte) oder ob es sich um ländliche

Verhältnisse handelt, wo die Praxisstelle de

nächsten Kassenarztes bisweilen 20 km und

mehr von der Wohnung des Versicherten ent¬

fernt ist. Das finanzielle Interesse der Kk.en

verlangt, daß die Kosten der Krankenhill

durch Inanspruchnahme von Kassenärzten,

deren Praxisstelle weit entfernt von der Woh¬

nung des Versicherten liegt, nicht unange¬

messen hoch werden. Der kranke Versicherte

s<»II daher grundsätzlich den nächstwoh¬

nenden oder einen Kassenarzt in Anspruch
hmen, dessen Praxisstelle von der Wohnung

des Versicherten nicht weiter als 2 km als die¬

jenige des nächstwohnenden Kassenarztes ent¬

feint liegt. Diese Vorschrift bedeutet in ge-

254



uisser Wei eine Beschränkung des

chts der freien Arztwahl; sie sichert dem

-enmitgliede aber die Wahl in denjenigen

llen, in denen die Praxisstellen von Kassen«

.uzten ziemlich gleich weit von seiner Woh¬

nung entfernt liegen. Außerdem ist der Ver¬

sicherte nicht verpflichtet, den nächst-

wohnenden Kassenarzt oder denjenigen
Kassenarzt in Anspruch zu nehmen, dessen

Praxisstelle nicht mehr als 2 km als die des

nächsten Kassenarztes entfernt ist. Er darf

\ ielmehr auch einen weiter entfernt wohnen-

<!en Kassenarzt zu seiner Behandlung heran-

hen, wenn er die entstehenden Mehrkosten

selbst übernimmt (§ 12 Abs. 2 Satz 2 der

VertrO.). Diese Bestimmung ist nachgiebiges

Recht; sie kann durch den Gesamtvertrag ab¬

weichend geregelt werden (a. a. O. § 12 Abs. 2

Satz 3). Der Gesamtvertrag kann daher das

(Kirch die Bestimmung des § 12 Abs. 2 Satz 1

der VertrO. beschränkte Recht der freien

Arztwahl ausdehnen und bestimmen, daß der

Versicherte ohne Uebernahme der Mehrkosten

auch einen Kassenarzt in Anspruch nehmen

darf, dessen Praxisstelle mehr als 2 krn als

diejenige des nächsten Kassenarztes von der

Wohnung des Versicherten entfernt ist. Daß

auch in solchen Fällen die Entfernung fest¬

gelegt wird, bis zu der das Kassenmitglied

sein Wahlrecht der Inanspruchnahme des

Kassenarztes ausdehnen darf, ist im Interesse

dei Kk.en geboten.

Die Quittungs- und Versicherungskarte in der

Invaliden- und Angestelltenversicherung

I. Die Quittungskarte in der Inva¬

lidenversicherung. Eine Quittungs¬
karte, die in der vorgeschriebenen Form von

der Ausgabestelle ausgefertigt ist, ist schon

vor dem Einkleben von Marken eine inlän-

ische, öffentliche, zum Beweise von Rechts¬

verhältnissen erhebliche Urkunde (vgl. Begr.
zum InvVG. S. 359). Durch sie wird, wenn auch

nicht endgültig, die Versicherungspflicht (VPfl.)
oder das V.recht des Inhabers bescheinigt.
Gleichzeitig dient sie als Ausweis zum Emp-
U*ng einer neuen Karte.

Der Entwurf des InvVG. sah eine Pflicht des Ar¬

beitgebers (Arbg.) vor, dafür Sorge zu tragen,
daß jede in seinem Betriebe beschäftigte Per¬

son ein Quittungsbuch im Besitz habe. Nach

einem Beschluß der Kommission wurde im

§ 101 Abs. 1 S. 2 InvVG. an Stelle einer Pflicht

nur ein Recht des Arbg.s gesetzt (Komm-B.
S 153 ff.). Es liegt schon im eigenen Interesse

<'es Arbg.s, darauf zu achten, daß der Ver¬

sicherte ihm die Quittungskarte vorlegt. Der

liinwand, der Versicherte habe keine Karte be¬

sessen, schützt ihn nicht wegen Versäumung
des Markenklebens vor Strafe. Andererseits

hat der Versicherte in erster Linie sich die

Quittungskarte selbst zu beschaffen und dies

nicht ausschließlich dem Arbg. zu überlassen.

Deshalb schreibt auch $ 1413 RVO. für den

Versicherten vor, daß er sich die Quittungs¬
karte ausstellen lassen und sie zum Einkleben
und Entwerten der Marken rechtzeitig vor-

legen soll. Die Ortspolizeibehörde kann ihn

hierzu durch Zwangs-(iehlstrafen anhalten. Hat

er keine Quittungskarte oder weigert er sich,
sie vorzulegen, so kann sie der Arbg. selbst
beschaffen und die Kosten bei der nächsten

Lohnzahlung einbehalten. Der Versicherte hat

die Karte „rechtzeitig" vorzulegen, d. h. bei
Fälligkeit der Beitrüge, bei der Lohnzahlung«

Di' Zwangsstrafen sind vorher anzudrohen.

Si< können wiederholt angedroht und fest¬

gesetzt werden, um den Versicherten anzu-

Referendar Erwin Müller, Düsseldorf

halten, sich eine Karte ausstellen zu lassen

oder vorzulegen. Die Weigerung des Ver¬

sicherten braucht keineswegs eine ausdrück¬

liche zu sein. Eine solche kann schon darin

gefunden werden, daß er die Karte trotz wieder¬

holter Aufforderung nicht vorlegt.

Der Versicherte kann auf seine Kosten stets

eine neue Karte gegen Rückgabe der alten ver¬

langen (§ 1415 RVO.). Nach der Entstehungs¬

geschichte soll hierdurch der Versicherte gegen

Mißbrauch seiner Quittungskarte durch andere

Personen geschützt werden (vgl. Entw. § 1399).
Die Ausstellung der Quittungskarte ist an die

Rückgabe der alten geknüpft, da der Besitz

mehrerer Karten in der Hand des Versicherten

zu Unklarheiten und Unzuträglichkeiten führen

könnte. Hat der Versicherte die Karte ver¬

loren oder ist sie unbrauchbar gemacht oder

zerstört worden, so hat er sich eine neue aus¬

steilen zu lassen ($ 1421 RVO.). Man hat in

diesem Falle von einem Aufgebot gegen eine

verlorene Karte abgesehen, um die daraus ent¬

stehenden Kosten zu sparen, auch weil es ver¬

hältnismäßig leicht istr sich eine neue Karte
ausstellen zu lassen. Die Karte soll binnen

zwei Jahren nach dem Ausstellungstage um¬

getauscht werden. Bei Versäumnis dieser Frist

hat im Streitfall der Versicherte zu beweisen,
dafi die Anwartschaft erhalten ist (§ 1420

RVO.).

Die Ausgabestellen rechnen, wenn die Kall

zurückgegeben wird, nach den eingeklebten
Marken die Beitragswochen Iür die einzelnen

Lohnklassen auf. Gleichzeitig ist die Dauer dei

nachgewiesenen Militärdienste und dei b»

scheinigten Krankheiten abzugeben (§ 141()

RVO.).

Die Karte darf nur die gesetzlich vorgeschrie¬
benen Angaben enthalten und keine besonderen

Merkmale tragen; vor allem darf aus ihr nichts

über Führung odei Leistungen des Inhabei

zu entnehmen sein (§ 1424 RVO).
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Mit Ausnahme der zuständigen Stellen, z. B.

VAe., darf niemand, also insbesondere nicht

der Arbg., eine Quittungskarte eigenmächtig
zurückbehalten. Die Ortspolizeibehörde nimmt

in einem solchen Falle die Karte ab und hän¬

digt sie dem Berechtigten aus (§ 1425 RVO.).

II. Die Versicherungskarte in der

A n g e s t e l 1 t e n v e r s i c h e r u n g. Während

III der InvV. die Karte, in der für den Arbeit-

hiner die Marken eingeklebt werden, den

Namen „Quittungskarte" trägt, führt die

gleiche Karte in der AngV. die Bezeichnung

„Versicherungskarte'4, wohl hauptsächlich aus

m Grunde, um einer Verwechslung beider

Karten vorzubeugen. Aus dem gleichen Grunde

unterscheiden sich auch beide Karten in der

Parke« Die Quittungskarte der InvV. ist gelb,

dagegen die Versicherungskarte grün. Im

übrigen erfolgt auch in der AngV. die Bei¬

tragsentrichtung durch Einkleben von Marken,

die sich auch hier in erster Linie der Ver¬

sicherte beschaffen muß. In der Praxis pflegt
das meistens doch der Arbg. zu tun. Dieser

klebt für jeden Monat bei der Gehaltszahlung

eine Marke der in Frage kommenden Gehalts¬

klasse in die Versicherungskarte ein. Die

Marke ist beim Einkleben dadurch zu ent¬

werten, daß auf ihr der letzte Tag des Monats,

Iür den sie gelten soll, handschriftlich oder

durch Stempel mit Tinte oder haltbarer Farbe

vermerkt wird. Bei der Entwertung ist darauf

SU achten, daß der Geldwert und die Gehalts¬

klasse nicht unkenntlich gemacht wird. Auf

leinen Fall dürfen Firmenstempel zur Entwer¬

tung verwendet werden. Freiwillige Versicherte

entwerten mit dem Zusatz „f\ Für die Er¬

werbslosen, die ihre Unterstützung von den

Arbeitsämtern beziehen, hatten die letzteren

zur Aufrechterhaltung der Ansprüche der Ar¬

beitslosen aus der InvV. und AngV« jährlich
die erforderlichen Pflichtbeiträge zu kleben.

Die gleiche Pflicht traf die Wohlfahrtsämter

für die in Frage kommenden Wohlfahrts¬

erwerbslosen. Das ist nunmehr geändert wor¬

den. Nach dem Gesetz vom 7. Dezember 1933

(RGBl. I S. 1039) wird die Zeit, während der

ein Arbeitsloser Alu. oder Kru. erhält oder aus

öffentlicher Fürsorge unterstützt wird, als Er-

itzzeit in der InvV., AngV. und Knappsch.-
PensV. für die Aufrechterhaltung der Anwalt¬

schaft angerechnet

Von besonderer Bedeutung ist der § 343 AVG.

Hiernach kann vom VA. mit Ordnungsstrafe
in Geld bestraft werden, wer in Versicherungs¬
karten den Vordruck fälschlich ausfüllt oder

die zur Ausfüllung des Vordrucks einge¬

tragenen Worte oder Zahlen verfälscht odei

wissentlich eine solche Karte gebraucht. Wer

in Versicherungskarten Eintragungen, Merk¬

male oder Fälschungen in der Absicht macht,

den Inhaber Arbeitgebern gegenüber kenntlich

zu machen, wird nach § 344 AVG. mit Geld¬

strafe oder Gefängnis bis zu sechs Monaten

bestraft. Bei mildernden Umständen kann

statt der Gefängnisstrafe auf Haft erkannt

werden.

Eine Verfolgung wegen Urkundenfälschung

(SS 267, 268 RStGB.) tritt nur gegen Personen

ein, welche die Fälschung in der Absicht be¬

gangen haben, sich oder anderen einen Ver¬

mögensvorteil zu verschaffen oder anderen

einen Schaden zuzufügen. Eine ähnliche Be¬

stimmung enthält für die InvV. 8 1495 RVO.

Im übrigen wird bezüglich Einzelheiten in der

InvV. auf die SS 1413 ff. RVO., hinsichtlich

der AngV. auf die SS 176 ff. AVG. verwiesen.

Die Fristen der Krankenversicherung

Wie bei allen Rechtsgeschäften gehört auch auf

dem Gebiete der KV. die Erfüllung und die

Hinhaltung gewisser Fristen zu den wesent¬

lichen Voraussetzungen für das Lebendigwerden
eines an sich zugesicherten Anspruches. Die

RVO. hat daher, wo immer sie die Notwendig¬
keit dazu als vorliegend ansah, die genauen

Fristen vorgeschrieben, die entweder für das

Zustandekommen eines Anspruches oder für

die Ausübung eines Rechtes oder für die Er¬

füllung einzelner Verpflichtungen maßgebend
sein sollten. Frist im Sinne der RVO. ist nicht

ein Begriff, der nur mit Rechtsmitteln, An-

spruchserhebung u. ä. in Verbindung zu bringen

ist, „Frist t schlechthin jeder Art Zeitraum,

tU^n die RVO. in irgendwelchem Zusammenhang
mit Rechten und Pflichten der Beteiligten nennt.

ist lbstverständlich, daß für eine be¬

stimmte Handlung oder für das Entstehen eine

bestimmten Anspruches nicht die Festsetzung
einer bestimmten Frist aHein genügt. Ist auch,

den Besonderheiten der einzelnen Fälle ent-

Ludwig Diel, Berlin

sprechend, die zahlenmäßige Länge der Fristen

verschieden, so müssen doch gemeinsam

gültige Regeln vorhanden sein, nach denen sich

Beginn, Ende und Berechnung der Fristen be¬

stimmen. Diese allgemein gültigen Regeln
stellen die §§124 ff. RVO. auf, sie sind in erstei

Linie bei der praktischen Anwendung einer vor¬

geschriebenen Frist zu beachten. — Die meisten

Fristen der RVO. haben Bezug auf ein Er¬

eignis oder einen Zeitpunkt, nach dem sich ihr

Anfang richtet; aber der Lauf einer solchen

Frist beginnt nach § 124 RVO. erst mit dein

Tage, der auf den Tag eines bestimmten Er¬

eignisses oder des bestimmten Zeitpunkt«s

folgt (Beispiel: Ereignis am 15. August, B<

ginn der Frist 16. August). Damit ist der Be¬

ginn jeder mit einem Ereignis oder Zeitpunkt

verknüpften Frist unverrückbar festgelegt, Di*

Länge der Fristen wird teils durch Tage, teils

durch Wochen oder Monate bestimmt; es ist

nötig, dazu genaue Vorschriften über dt

Fristablauf zu besitzen, sollen Unstimmigkeiten
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und Fehlerquellen beseitigt werden. Deshalb

schreibt § 125 RVO. vor:

1. eine nach Tagen bestimmte Frist

endet mit Ablauf ihres letzten Tages (Bei¬

spiel: Ereignis 10. August, Frist 3 Tage,

Fristbeginn (§ 124 RVO.) 11. August, Fristende

13. August);

2. eine nach Wochen bestimmte

Frist endet mit dem Tage der letzten Woche,

der den gleichen Namen trägt wie der Tag des

Eieignisses (Beispiel: Ereignis Donnerstag,
den 2. August, Frist 3 Wochen, Fristbeginn

Freitag, den 3. August, Fristende Donnerstag,
den 23. August);

3. eine nach Monaten bestimmte

Frist endet mit dem Tage des letzten Monats,

der die gleiche Zahl trügt wie der Tag des Er¬

eignisses; fehlt aber dem letzten Monat der

entsprechende Tag, so endet die Frist mit dem

Monat (Beispiel: Ereignis 6. August, Frist

1 Monat, Fristbeginn 7. August, Fristende

6. September; aber: Ereignis 31. Oktober, Frist

1 Monat, Fristbeginn 1. November, Fristende

30. November). —

Wenn ein Zeitraum von Monaten oder Jahren

nicht zusammenhängend zu verlaufen braucht,

wird der Monat zu 30, das Jahr zu 365 Tagen

gerechnet (§ 126 RVO.). (Beispiel: Zeit¬

raum (Frist) 6 Monate im letzten Jahr = 6 mal

30 = 180 Tage). Läuft eine Frist an sich an

einem Sonn- oder allgemeinen, staatlich an¬

erkannten Feiertag ab, so Wird der Fristablauf

auf den nächstfolgenden Werktag verschoben

(S 127 RVO.), es sei denn, daß es sich um die

Dauer von Kassenleistungen handelt; im

letzteren Falle gilt der Sonn- und Feiertag

genau wie jeder andere Wochentag. (Bei¬

spiel: Fristablauf Sonntag, 26. August, ver¬

längert auf Montag, 27. August; Fristablauf

Fest der nationalen Arbeit 1. Mai, verlängert
auf 2. Mai; Fristablauf 1. Weihnachtsfeiertag

Dienstag, 25. Dezember 1934, verlängert auf

Donnerstag, 27. Dezember 1934; aber: Ablauf

der Kassenleistungen Sonntag, 19. August, keine

Verlängerung). — Für die Einlegung von

Rechtsmitteln gilt, daß sie binnen einem Monat

nach Zustellung der Entscheidung einzulegen

sind, wenn die RVO. nicht ausdrücklich etwas

anderes vorschreibt; nur für Seeleute, die sich

außerhalb Europas aufhalten, ist die allgemeine
Frist von einem Monat auf mindestens drei

Monate verlängert (§ 128 RVO.). — Es ge¬

hört nicht zu den Seltenheiten, daß eine Frist

infolge Verhinderung durch Naturereignisse
(z. B. Ueberscnwemmung) oder sonstige unab¬

wendbare Zufälle (z. B. Hausbrand) nicht ein¬

gehalten werden kann; der Wiedergutmachung
des dadurch grundsätzlich entstandenen

Schadens dient die Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand, d. h. die auf Antrag erfolgende

Herstellung des vor dem Eintritt des unab¬

wendbaren Zufalles bestandenen Zustandes.

(§§ 131—134 RVO.).

Nachstehend sollen unter Berücksichtigung der

geschilderten allgemeinen Fristregeln die

wesentlichsten Fristen behandelt werden, die im

Verhältnis der Kassen und der Versicherten

wie Arbeitgeber (Arbg.) zueinander vor¬

geschrieben sind: § 182 Abs. 1 Ziff. 2 RVO. be¬

stimmt, daß das Krankengeld (KG.) vom

4. Tage der Arbeitsunfähigkeit (AU.) an ge¬

währt wird; § 124 RVO. ist nicht anwendbar,

da die Frist nicht nach einem Ereignis oder

Zeitpunkt bestimmt wird: es heißt nicht „KG.
vom 4. Tag nach Beginn der AU/4, sondern

„vom 4. Tage der AU. an" (Beispiel: AU.

ab 3. August, KG. ab 6. August). Anders da¬

gegen die Vorschrift des § 183 Abs. 1 RVO.:

„die Krankenhilfe (KH.) endet spätestens
mit Ablauf der 26. Woche nach Beginn der

Krankheit'4; hier ist die Frist eindeutig nach

einem Ereignis, dem Beginn der Krankheit, be¬

stimmt, die 26~Wochen~Frist beginnt daher an

dem auf den Tag des Krankheitsbeginnes fol¬

genden Tag zu laufen (Beispiel: Kr.heits-

beginn Montag, 25. Juni 1934, Beginn der 26-

Wochen-Frist Dienstag, 26. Juni 1934, Ende der

KH. Montag, 24. Dezember 1934); die KH. wird

also tatsächlich nicht 26 Wochen, sondern

26 Wochen und 1 Tag gewährt. — Der Bezug
der Wochenhilfe (WH.) (§ 195a RVO.) ist

an die Erfüllung zweier miteinander verbunde¬

ner Fristen gebunden; die Versicherte muß ge¬

setzlich versichert gewesen sein 1. in den

letzten zwei Jahren vor der Niederkunft min¬

destens 10 Monate, davon 2. im letzten Jahre

mindestens 6 Monate. Die beiden Zeiträume

(Fristen) brauchen nicht zusammenzuhängen,
d. h. die Versicherung (V.) darf beliebig unter¬

brochen worden sein; es kommt deshalb die

Bestimmung des § 126 RVO. in Anwendung und

jeder Monat ist zu 30 Tagen anzusetzen, so

daß nachzuweisen ist eine V. 1. in den letzten

zwei Jahren von 10 mal 30 Tagen, 2. im letzten

Jahre von 6 mal 30 Tagen. Wenn alle Vor¬

aussetzungen für den Bezug von WH. erfüllt

sind, behält elie Versicherte auch dann den An¬

spruch darauf, wenn sie innerhalb 6 Wochen

vor der Entbindung wegen der Schwanger¬
schaft aus der V. ausgeschieden ist; die Sechs¬

wochenfrist ist vom Tage vor der Entbindung

an zurückzurechnen. — Eine Frist von einem

Jahre setzt § 202 RVO. für den nach Ablauf

der KH. noch vorhandenen Anspruch auf

Sterbegeld (StG.) eines als Kassenmitglied
Erkrankten und weiterhin Arbeitsunfähigen; das

StG. wird gezahlt, wenn der Tod innerhalb

eines Jahres nach dem Ablauf der KH. ein¬

tritt; die Frist beginnt am Tage nach Beendi¬

gung der KH und endet ein Kalenderjahr da¬

nach (Beispiel: Ende der KH. 10. August

1934, Beginn der EinJahresfrist 11. August 1934,

Ende der Frist 10. August 1935). — Die In-
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anspruchnahme der Familienhilfe (§ 205

RVO.) ist gebunden an die Vorschrift, daß dei

Versicherte innerhalb der letzten 6 Monate vor

Eintritt des V.falles mindestens 3 Monate ge¬

setzlich versichert gewesen sein muß; der Zeit¬

raum von 3 Monaten braucht nicht zusammen¬

zuhängen, deshalb errechnet sich auch hier die

Frist aus 3 mal 30 Tagen. — Für den Bezug

von Familienwochenhilfe (§ 205a

RVO.) sind für den Versicherten die gleichen

zwei V.Zeiträume vorgeschrieben wie für den

Bezug von WH.) nach § 195a RVO. FWH. wird

auch gewährt, wenn die Niederkunft innerhalb

9 Monaten nach dem Tode des Versicherten

erfolgt; die Frist beginnt am Tage nach dem

Tage des Todes, sie endet an dem Tage des

neunten Monats, der seiner Zahl nach dem

Tage des Ereignisses (Todes) entspricht.

Der Anspruch auf Kassenleistungen der wegen

Erwerbslosigkeit ausgeschiede¬

nen Versicherten (§ 214 RVO.) hat zur

Voraussetzung, daß eine gesetzliche V. nach¬

gewiesen wird, die bestanden hat entweder

1. 26 Wochen in den vergangenen 12 Monaten

oder 2. 6 Wochen unmittelbar vor dem Aus¬

scheiden; während der Zeitraum von 26 Wochen

nicht zusammenhängen braucht, muß die Sechs¬

wochenfrist eine ununterbrochene V. gewesen

sein. Der Anspruch besteht aber nur, wenn der

V.fall innerhalb drei Wochen nach dem Aus¬

scheiden eintritt; unter Berücksichtigung der

§§ 124, 125 RVO. beginnt die Frist am Tage

nach dem Tage des Ausscheidens und endet

mit dem Tage der dritten Woche, der seinem

Namen nach mit dem Tage des Ausscheidens

übereinstimmt, — KG. wird nur dann vom

4. Tage der AU. an gezahlt (§ 216 Abs. 3 RVO.),

wenn die AU. innerhalb einer Woche nach

ihrem Beginn der Kasse gemeldet wird; di

Frist beginnt mit dem Tage nach Eintritt der

AU., sie endet mit dem Tage der nächsten

Woche, der dem Tage des Beginnes der AU.

gleichnamig ist. — Ansprüche auf

Kassenleistungen verjähren (S 223

RVO.) in zwei Jahren nach dem Tage der Ent¬

stehung; die Frist beginnt mit dem Tage nach

der Entstehung und endet, da die zwei Jahre

natürlich zusammenhängend sind, zwei

Kalenderjahre danach. — Die gleichen Fristen,

die für den Anspruch auf Kassenleistungen

wegen Erwerbslosigkeit ausgeschiedener Ver¬

sicherten besteht, sind auch gesetzt für aus¬

geschiedene Versicherte, die die V. freiwillig

fortsetzen wollen (§ 313 RVO.). — Meldun¬

gen der Arbg. über Ein- und Austritt eines

von ihnen Beschäftigten wie über Veränderungen

des Beschäftigungsverhältnisses haben innerhalb

drei Tagen nach Eintritt des Ereignisses (Be¬

ginn, Ende, Veränderung) zu erfolgen; die Frist

l>eginnt mit dem Tage nach dem Ereignis.

(SS 317 Abs. 1, 318 Abs. 2 RVO.). - In ge¬

wissem Sinne eine Frist der RVO« stellt auch

die Bestimmung des § 395 Abs. 2 RVO. dar,

wonach Beitragsabzüge, die für eine

Lohnzeit unterblieben sind, nur bei der nächsten

Lohnzahlung für die nächste Lohnzeit

nachgeholt werden dürfen, es sei denn,

daß den Arbg. kein Verschulden trifft. Wird

also bei der Lohnzahlung der Beitragsabzug

für eine Lohnzeit (Woche, Monat) nicht vor¬

genommen, die Unterlassung aber erst bei der

/weiten oder dritten, nicht aber schon bei der

nächsten Lohnzahlung bemerkt, so darf eine

Nachholung der Beiträge nicht mehr erfolgen;

ist der Abzug für mehrere Lohnzeiten nicht

erfolgt, so kann er bei einer Lohnzahlung nur

noch für die letztvergangene Lohnzeit nach¬

geholt werden, für die übrigen Lohnzeiten ist

ein nachträglicher Abzug nicht zulässig. — Zur

B e i t r a g z q i\ 1 u n g ist der Arbg. bei recht¬

zeitiger Abmeldung bis zum Tage des Aus¬

scheidens, längstens aber für die Dauer eines

Jahres nach dem Ausscheiden verpflichtet (§ 397

RVO.); die Frist beginnt mit dem auf die Be¬

endigung des Beschäftigungsverhältnisses fol-

nden Tag. —

Dem Abschluß einer mehr auf das Ganze denn

auf die Einzelheiten besonderer Fälle gerich¬

teten Abhandlung diene die Erörterung der

Verjährungsfristen für Rückstände (§ 29 RVO.).

Der Anspruch auf Beitrags- und Verzugszinsen¬

rückstände verjährt in 2 Jahren nach Ablauf

des Kalenderjahres der Fälligkeit; der Anspruch

bleibt aber bestehen, wenn die Zahlung an¬

gemahnt oder zur Vollstreckung gegeben wird.

Sind Beiträge z. B. im Jahre 1932 fällig ge¬

worden, so verjährt der Anspruch darauf am

31« Dezember 1934, gleichgültig ob die Schuld

aus dem Monat Januar oder Dezember 1932

stammt. — Bei zuviel oder zu Unrecht ge¬

zahlten Beiträgen kann Rückerstattung nur

innerhalb 6 Monaten nach Ablauf des Jahres der

Entrichtung beansprucht werden; im Jahre 1933

zuviel geleistete Beiträge können also bis höch-

s M). Juni 1934 zurückgefordert werden, 1)

Bestimmung trifft selbstverständlich nur das

Verhältnis zwischen der Kasse und dem, der die

Beiträge an sie gezahlt hat, nicht etwa auch die

Beitrat>sauseinandersetzung zwischen Arbg. und

Versicherten. — Für die Verjährung des An¬

spruches auf K nleistungen ist nicht § 29

Abs. 3, sondern S 223 RVO. zuständig (s. oben).
— Durch die Kasse oder die Instanzen der

RVO. verhängte Strafen verjähren (§ 14S RVO.)

in 2 Jahren nach dem Tage, an dem die Ent-

heidung über die Strafe endgültig (rechts¬

kräftig) geworden ist; sie wird aber durch jede

gegen den Betraften auf Vollstreckung ge-

htete H ung d n unterbrochen, dem

die Vollstreckung obliegt, und durch diese

Handlung mit dem Erfolg neu in Kraft gesetzt,

dafi sie nunmehr spätestens 4 Jahre nach dem

B endet, an dem die Rechtskraft der Straf-

entscheidumr eingetreten ist.
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Änderungen auf dem Gebiete der

Reichsversorgung.

Zu dem in VZ. 1934 Nr. 14 S. 206 besprochenen
G. über Aenderungen auf dem Gebiet der

Reichsversorgung vom 3. Juli 1934 hat der

RAM. am 5. Juli 1934 — Ic 3249/34 — Aus¬

führungsbestimmungen erlassen,

denen auch die in Art. 10 des G. angekündigte
Zusatzrenten Ordnung und Bestim¬

mungen über die Abrechnung der Ausgaben
an Zusatzrenten für Beschädigte angefügt sind.

Ferner hat der RAM. am 5. Juli 1934 — Ic

3260/34 — Ausführungsbestimmun¬

gen zum 5. G. zur Aenderung des G. über

das Verfahren in Versorgungssachen vom

3. Juli 1934 erlassen. Die Erlasse sind im

Reichsversorgungsblatt Nr. 6 S. V 37 ff. ver¬

öffentlicht. — Gleichzeitig ist auf S. V 62 ein

Vierter Erlaß des RAM. über Mehrleistun¬

gen in der ReichsVersorgung vom 5. Juli 1934

— Ic 3250/34 — enthalten, der u. a. in Ziffer III

bestimmt, daß versicherte Beschädigte, die

lediglich wegen ihres anerkannten Dienst¬

beschädigungsleidens nach Ablauf der Lei¬

stungspflicht der Kk. ausgesteuert werden, so¬

lange ihnen die Kk. nach diesem Zeitpunkt bei

Erkrankungen an einem anderen Leiden

keine Krankenhilfe gewährt, vom 1. Juli 1934

ab zur Beseitigung eines Notstandes nach fol¬

genden Richtlinien Unterstützungen zu den ent¬

stehenden Heilbehandlungskosten erhalten:

Die Unterstützungen kommen regelmäßig nur

bei akuten Erkrankungsf^llen in Betracht. Sie

werden nur bewilligt, solange die Beschädigten
nach der Aussteuerung Kassenmitglieder blei¬

ben und solange das andere Leiden selbst keine

Aussteuerung oedingt. — Dem an das Ver-

•rgA. zu richtenden Antrage sind eine ärzt¬

liche Bescheinigung über die Notwendigkeit
der Behandlung, die Kostenrechnung des

Arztes oder des Krankenhauses, die ärztlichen

Verordnungen und eine pflichtmäfiige Be¬

scheinigung der zuständigen Kk. beizufügen,
die den Zeitpunkt der Aussteuerung enthält.

Aus dieser Bescheinigung muß auch hervor-

hen, daß die Ansprüche d( Versicherten

i die Kk. lediglich infolge des Dienstbeschädi-

ungsleidens erloschen sind, daß der Be¬

schädigte noch Mitglied der Kk. ist und daß

für die Kk. eine neue Leistungspflicht während

der Erkrankung, für die eine Unterstützung be¬

antragt wird, v.rechtlich nicht entstanden ist.

Der Beschädigte hat in dem Antrag pflicht¬
gemäß anzugeben, ob und welche Beträge etwa

von privaten V.en oder anderen Stellen er¬

stattet werden. Diese Beträge werden auf die

zu bewilligende Beihilfe angerechnet. Das Ver-

sorgA. legt den Antrag nach Prüfung mit

Stellungnahme dem HauptversorgA. vor. Die

E. über die Anträge behält sich der RAM. bis

auf weiteres vor. Vorzulegen sind dem RAM.

aber nur Anträge, die vom HauptversorgA. be¬

fürwortet werden können, unbegründete An¬

träge hat dieses selbst abzulehnen. Die Bei¬

hilfe kann nicht über den Betrag hinausgehen,
den die Kk. des Beschädigten ohne Kranken¬

geld und Hausgeld, gegebenenfalls aber ein¬

schließlich Reisekosten, hätte aufwenden

müssen, wenn die Heilbehandlung von ihr an

der geeigneten nächstgelegenen Behandlungs¬
stelle nach den Vorschriften für Versicherte

durchgeführt worden wäre. Diesen Höchstsatz

hat das VersorgA. in jedem Fall festzustellen.

Die E. auf den Unterstützungsantrag hat das

VersorgA. dem Beschädigten mitzuteilen. Da¬

bei ist — je nach Lage des Falles — anzu¬

geben, ob und inwieweit die bewilligte Unter¬

stützung an den Beschädigten selbst oder an

andere Stellen (Arzt, Krankenhaus usw.) ge¬

zahlt wird.

ensanlegung
der Sozialversicherungstrtiger.

Erlaß des RAM. vom 20. Juni 1933 — IIa

5923/33 — (Die Reichsversicherung 1933 S. 272).
Bei den Mitteln eines VTr. ist zu unterscheiden

zwischen dem Vermögen im engeren Sinne und

den Betriebsmitteln.

Die Betriebsmittel dienen zur Bestreitung des

laufenden Bedarfs. Ihre Höhe richtet sich nach

der Inanspruchnahme des VTr.s und sollte im

allgemeinen einen Monatsbedarf nicht über¬

steigen. Ueber die Anlage von Betriebsmitteln

entscheidet der Vorstand nach pflichtmäfiigem
Ermessen. Für diese Betriebsmittel kann der

Vorstand also auch ein Konto bei einer ihm

dafür geeignet erscheinenden Bank einrichten,

ohne daß es einer Genehmigung bedarf. Dem¬

nach obliegt die Entscheidung darüber, ob Be¬

triebsmittel eines VTr.s bei der Bank der Ar¬

beiter, Angestellten und Beamten AG. angelegt
werden sollen, dem Vorstand des VTr.s, der zu

prüfen hat, ob eine solche Anlage eine aus¬

reichende Sicherheit und Flüssigkeit der Be¬

triebsmittel bietet. Politische Bedenken gegen

eine Anlegung bei der genannten Bank bestehen

nicht. Die Aufsichtsbehörde hat aber über die

Sicherheit und Flüssigkeit sowie darüber zu

wachen, daß der Betriebsmittelfonds nicht zu¬

ungunsten des Vermögens im engeren Sinne

übergroß gehalten wird.

Alle Mittel der Kk.en, die nicht zu den Betriebs¬

mitteln gehören, sind Vermögen im engeren

Sinne. Für dessen Anlage gilt S 26 RVO. Im

allgemeinen hat die Anlegung nach S 26 Abs. !

und 2 RVO. zu erfolgen. Soweit zeitweilig ver¬

fügbare Bestände des Vermögens im en n

Sinne (hierzu gehören Betriebsmittel nicht) vor¬

handen sind, kann ihre Anlage mit meiner Ge¬

nehmigung auch in anderer Weise geschehe!
Als zeitweilig verfügbar können aber nur solche

Bestände angesehen werden, für die eine Dauer¬

anlage nicht möglich ist oder im Augenblick
noch nicht möglich erscheint. Nur in dem hier¬

durch bestimmten Rahmen bin ich befugt,
maß S 26 Abs. 3 RVO. nach Prüfung jeden Ein¬

zelfalles eine Genehmigung zu erteilen. Meine

Verfügung vom 14. Juni 1929 — IIa 5844 29 —,

wonach ich die P.mk der Arbeiter, Angestellten
und Beamten AG. allgemein für die Anlegung
zeitweilig verfügbarer Bestände für geeignet er¬

klärt habe, entbindet den VTr. nicht von der
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rechtzeitigen Einholung meiner Genehmigung
im Einzelfall nach £ 26 Abs. 3 RVO.

Im übrigen bemerke ich noch, daß eine Ver¬

mögensanlegung mit kurzer Kündigungsfrist
auch im Rahmen des § 26 Abs. 1 RVO., nament¬

lich nach Nr. 12 bei Bestehen einer hinreichen¬

den Sicherheit für die Forderung möglich ist;
im letzteren Falle bedarf es nach S 27c RVO.

der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

Anmerkung der ochriftleitung: Vgl. hierzu den

Erl. des RAM. vom 16. Juni 1934 über Ver¬

mögensanlegung zeitweilig verfügbarer Be¬

stände bei der Bank der Deutschen Arbeit AG.

in VZ. 1934 Nr. 14 S. 209.

Betriebs- und Geschäftsgeheimnis
im Sinne des § 142 RVO.

Bescheid des RVA. vom 13. November 1933 —

II K 2105a 702 33 (OK. 1934 S. 463).
Wie das RVA. in standiger Rechtsübung (zu

Vgl insbesondere E. 27681, AN. 1914 S. 802 -

EuM. Bd. 4 S.253 Nr. 127 und EuM. Bd. 26

S. 426 Nr. 180) angenommen hat, gehört zu den

Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen i. S. des

S 142 RVO. außer den Namen der einzelnen

in einem Betrieb beschäftigten Personen auch

deren Gesamtzahl. Denn aus deren Kenntnis

lassen sich Schlüsse auf den Geschäftsgang, die

Betriebsweise und die Entwicklung des Unter¬

nehmens ziehen, namentlich dann, wenn die

entsprechenden Zahlen der früheren Jahre zur

Verfügung stehen. An sich würden hiernach

die Kk.en nicht als berechtigt anzusehen sein,

den Berufsverbänden die Zahl der in einem

Betriebe beschäftigten Personen mitzuteilen. Er¬

klärt sich aber der Inhaber des Betriebes mit

der Erteilung der Auskunft an den Berufs¬

verband einverstanden,, so kann von einer Ver¬

letzung der Geheimhaltungspflicht nach § 142

RVO. nicht die Red» in (zu vgl. Bescheid

2567, AN. 1912 S. 833, auch S 52 Abs. 2 der

Strafprozeßordnung).

Zahlung des Krankengeldes
für den 1. Mai.

Eli des RAM. vom 27. Juni 1034 IIi 4967 34

— (OK. 1<>34 S. 462).
Nach $183 Abs. 2 RVO. ist für einen Sonntag
od einen staatlich allgemein anerkannten

Feiertag, /in dem die Arbeitsunfähigkeit endet,

Krankengehl (KG.) nicht zu zahlen, um eine

mißbräuchliche Inanspruchnahme von Kassen**

leistungen ni verhindern. Nach S 1 des Cm

über die Feiert vom 27. Februar 1934 —

RGBL I S. 120 ist /war der 1. Mai der

Itionale Feiertag des deutschen Volkes. Dabei

würde bei wörtlicher Auslegung de S M

Abs. 2 RVO. für den 1. Mai KG. nicht zu zahlen

in- Diese Auslegung würde loch Zweck
und Ziel des § 183 Abs. 2 RVO. nidit gerecht
Nach dem Ges. Ober Lohnzahlung am nationalen
! eiert des deutschen Volkes vom 26« April
1934 - RGBL I S. 337 - ist nämlich, falls d<

1. Mai auf einen Wochentag fällt, die infohj

des Feiertags ausfallende Arbeitszeit grundsätz¬
lich vom Arbeitgeber zu bezahlen. Somit han-

1 sich beim l.Mai um einen Feiertag be-

anderer Art, auf den die Vorschrift S 133

Abs. 2 RVO« nidit Anwendung find. Vor¬

behaltlich einer Entsch. im Rechtszug vertrete

ich daher in Uebereinstimmung mit dem Be¬

scheid des RVA. vom 9. Juni 1933 — II. K. 2121

409 33 — die Auffassung, daß für den 1. Mai,
falls er auf einen Wochentag fällt, Kranken¬

geld zu zahlen ist.

Anmerkung der Schriftleitung: Vgl. hierzu die

übereinstimmenden Ausführungen in VZ. 1934

Nr. 10 S. 145.

Festsetzung derAbschreibung für kassen¬

eigene Grundstücke und Anlagen«

Bescheid des Statistischen Reichsamts vom

16. Juni 1934 — 3602,13.6.34 — (OK. 1934

S. 416).
Die Kk.en können die Höhe des Abschreibungs¬
satzes nicht willkürlich bestimmen, sondern nur

nach pflichtmäßiger Erwägung unter Berück¬

sichtigung aller in Betracht kommenden Um¬

stände. In erster Linie sind dabei zu berück¬

sichtigen das zum Bau verwendete Material, die

Bauausführung und die größere oder geringere
Inanspruchnahme der Baulichkeiten. Finan¬

zielle Gesichtspunkte allgemeiner Art dürfen

nicht mitsprechen.
Hieraus ergibt sich die Antwort auf Ihre Frage.
Der einmal festgesetzte Abschreibungssatz muß

grundsätzlich auch für die Zukunft bestehen

bleiben. Aenderungen können nur vorgenom¬

men werden, wenn dazu ein triftiger Grund

vorliegt, d. h. wenn die Höhe des Abschrei¬

bungssatzes den tatsächlichen Verhältnissen

nicht entspricht, weil die Kassenverwaltung bei

der seinerzeit erfolgten Festsetzung nicht die

erforderliche Sorgfalt angewendet hat oder weil

sie von unzutreffenden Voraussetzungen aus¬

gegangen war. Eine Aenderung des einmal

feste esetzten Abschreibungssatzes darf also

nur in Ausnahmefällen erfolgen.

Festanzug der Deutschen Arbeitsfront

und Abzüge vom Arbeitslohn.

Bescheid des RAM. vom 18. Juni 1934 — IIa

4084 34 — (RAB1. I S. 163).

Ich sehe die unentgeltliche Lieferung des Fest¬

anzuges der Deutschen Arbeitsfront oder die

Gewährung von Barzuschüssen hierzu nicht

als Entgelt im Sinne des § 160 RVO., sondern

als einmalige freiwillige Unterstützung an.

Diese Zuwendungen sind daher bei der Be¬

messung der Versicherungsbeiträge in der SV.

und der Abgabe zur Arbeitslosenhilfe, soweit

diese noch von den Kk.en auf Grund der bis

zum 31. März 1934 maßgebenden Regelung ein¬

gezogen wird, nicht zu berücksichtigen.

Entrichtung von Sozialversicherungsbei¬

trägen von den Einbehaltungsbeträgen.

Runderlaß d« Preuß. Finanzmin. zugl. im

Namen des MinPräs. und aller Staatsmin. vom

15. Juni 1934 (PreußBesBl. S. 228).

Zur Ii tigung aufgetretener Zweifel wird in

der Frage der v.rechtlichen Behandlung der

zur Auszahlung gelangenden Einbehaltungs-
betrSffe (vgl. Abschn. II Nr. 31 letzter Satz des

RdErl. vom 15. Juni 1932 i. d. F. des Abschn. II

des RdErl. vom 11. Mai 1933 — PreußBesBl.

1932 S. 139147 u. 1933 S. 92 -) folgendes be¬

kanntgegeben:
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1. Aus der Verpflichtung zur Entrichtung von

AngV.beiträgen — vgl. das Gutachten des RVA.

vom 16. Februar 1933, mitgeteilt in Abschn. II

des RdErl. vom 11. Mai 1933 (PreußBesBl.
S. 92) — ergibt sich ohne weiteres auch die

Notwendigkeit, von den auszuzahlenden Ein¬

behaltungsbeträgen der Angestellten, die unter

das Ueberversicherungsabkommen vom 23. Fe¬

bruar 1932 (PreußBesBl. S. 81) fielen, Ueber-

versicherungsbeiträge zu entrichten.

2. Hinsichtlich der Entrichtung von Beiträgen

zur KV. und AlVers. wird auf das im RAB1.

1933 S. I 170 veröffentlichte Schreiben des

RAM. vom 22. Juni 1933 — lVa 8666/33 — ver¬

wiesen. Danach sind von den auszuzahlenden

Einbehaltungsbeträgen auch die KV.beiträge zu

entrichten, wenn das Beschäftigungsverhältnis
der KV. unterlegen hat. Dasselbe gilt auch für

die Entrichtung von Beiträgen zur AlVers.

3. Die Sozial- und Ueberversicherungsbeiträge
(Nr. 1 u. 2) sind auch dann zu entrichten, wenn

im Auszahlungsmonat neben den Einbehal¬

tungsbeträgen keine weiteren Dienstbezüge zu

zahlen sind.

4. Ist im Einzelfalle die Entrichtung des Pflicht-

und Ueberversicherungsbeitrages zur AngV.
nicht mehr in der üblichen Weise möglich,
dann ist der fällige Markenbetrag dem Direk¬

torium der RfA. (Hauptkasse), Berlin-Wilmers¬

dorf, Ruhrstr. 2 (Dienststelle I, 5) auf Post¬

scheckkonto Nr. 30000 zu überweisen. Bei der

Ueberweisung sind der RfA. die genauen Ge¬

burtsdaten, der Geburtsort und die Anschrift

des Angestellten unter kurzer Darlegung des

Sachverhalts mitzuteilen.

5. Die Arbeitgeberanteile der vom auszuzahlen¬

den Einbehaltungsbetrage zu entrichtenden

V.beitrage sind in der gleichen Weise zu ver¬

rechnen, wie die zuletzt gezahlten laufenden

Bezüge, also nicht unter den besonderen, im

Abschn. II Abs. 4 und im Abschn. III B des

RdErl. vom 6. März 1933 (PreußBesBl. S. 27)
für den ausgezahlten Einbehaltungsbetrag vor¬

gesehenen Verrechnungsstellen.

Änderung des Berufsbeamtengesetzes*

Durch ein 5. Gesetz zur Aenderung des G.

zui Wiederherstellung des Berufsbeamtentums

(BBG.) vom 11. Juli 1934 (RGBl. I S. 604) ist

hinter § 7 BBG., der die Bndfristen für Zu¬

stellung der Verfügungen nach §§ 2 bis 6 BB(

festsetzt, ein $ 7 a eingefügt worden, wonach

Verfügungen nach §§ 2 bis 6 BBG., die inner¬

halb der im £ 7 festgesetzten Fristen von der für

den Erlaß der Verfügung zuständigen Stelle

zum Zwecke der Zustellung zur Post aufge¬
ben oder einer nachgeordneten Stelle zuge-

indt sind, als rechtzeitig zugestellt gelten, so¬

fern die Zustellung spätestens innerhalb

14 Tagen nach Ablauf der Frist erfolgt. Das

G. ist mit Wirkung vom 8. April 1933 in Kraft

gesetzt.

Stellensperre bei den Genossenschaften

der reichsgesetzlichen Unfallversiche¬

rung.

Nach einer VO. des RAM. vom 27. Juli 1934

(RGBl. I S. 738), die auf Grund der |§ 26, 30
des (i. zur Aenderung von Vorschriften auf

dem Gebiet des allg. Beamten-, des Besoldungs¬
und des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933

erlassen ist, dürfen bei den Genossenschaften

der reichsgesetzl. UnfV. Anstellungen, Be¬

förderungen und Höherstufungen von Ange¬
stellten sowie Verbesserungen des Besoldung
dienstalters und der ruhegeldfähigen Dienstzeit

bis auf weiteres nur mit Genehmigung der Auf¬

sichtsbehörde stattfinden.

Vereinigung
der Mecklenburg-Strelitzschen und der

Mecklenburg-Sehwerinschen landwirt¬

schaftlichen Berufsgenossenschaft.

Auf Grund einer VO. des RAM. vom 25. Juli

1934 (RGBl. I S.736) ist die landwirtschaftliche

BG. für Mecklenburg-Schwerin und die Meck-

lenburg-Strelitzsche landwirtschaftliche BG. mit

Wirkung vom 1. Januar 1934 zu der Mecklen¬

burgischen landwirtschaftlichen

B G. vereinigt worden. Das RVA. wurde er¬

mächtigt, die zur Durchführung der Ver¬

einigung erforderlichen Maßnahmen zu treffen,
insbesondere die Zusammensetzung der Organe
der BG. zu regeln und nach Anhörung des

Vorstandes die Satzung zu erlassen.

Vergütung der bei den Kranken¬

kassen kommissarisch beschäftigten
alten Kämpfer.

Erlaß des RAM. vom 28. Juni 1934 — IIa

5653/34 — (RAB1. I S. 164).

Nach den bestehenden Dienstordnungen und

Tarifverträgen werden die von den Kk.en an¬

gestellten Hilfarbeiter im allgemeinen nach

einem Hundeitsatz der Eingangsstufe einer

näher bestimmten Gehaltsklasse besoldet. Bei

dieser Regelung ist in erster Linie an junge,
meist unverheiratete Personen als Hilfsarbeiter

gedacht, die diese Stelle als Eingang einer

später regelmäßig steigenden Laufbahn erhal¬

ten. Diese Regelung paßt nicht für Personen,

die bereits im vorgerückten Lebensalter stehen

und, wie z. B. alte Kämpfer für die nationale

Eihebung, vor Ablegung der vorgeschriebenen
Prüfungen mit der Führung von Planstellen

vorläufig beauftragt sind.

Ich habe daher keine Bedenken, wenn in der¬

artigen Lallen der Untei schiedsbetrag zwischen

der zur Zeit gewährten Vergütung und der für

die Eingangsstufe ehr Besoldungsgruppe, in

welcher die planmäßige Anstellung in Aussieht

nommen ist, vorgesehenen Besoldung als Zu¬

lage gewährt wird, sofern sich diese Regelung
im Rahmen der Angleichungsvorschriften hält

($ 7 Abs. 4 des Zweiten Teils Kap« 1 der Zwei¬

ten VO. des Reichspräs, zur Sicherung von

Wirtschaft und Finanzen vom 5. Juni 1931

— RGBl. 1 S. 279 — in der Lassung des Ersten

Teils Kap. II Ziff. 3 der Dritten VO. des

Reichspräs, zur Sicherung von Wirtsrhaft und

Finanzen vom 6. Oktober 1931 RGBl. I

S. 534 —). Dabei erwarte ich, dafi in abseh¬

barer Z» lurch Ablegung der voi chriebe-

nen Prüfungen die endgültig« Vnstellung nach

der Dienstordnung ermöglicht wird.
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Versicherungsrenten müssen im Offenba¬

rungseidverfahren angegeben werden.

Im Hinblick auf die beschränkte Pfändbark*

er Versicherungsrenten (§ 119 RVO., § 91

. VO.) entstehen bei den R* kern

immer w r Zweifel, ob sie, wenn sie als

Schuldner • ! Offenbarungseidi direns gi

maß § 807 Zivilpi ßordnung (ZPO.) zur Auf¬

stellung ei Vi rzeichi ss

pflichtet sind, ihre Rentenbezüge aus der SV.

mit aufzuführen haben.

Diese Frage ist durchaus zu bejahen. Schon

in RGSt. Bd. 0 S. 205 (211) hat das Reich

ichl (RG.) den Umstand, daß eine Forde-

mg (sogar!) ganz unpfändbar ist, für die

1 e, ob der Offenbarung Ischuldner ver-

pflu t ist, sie in das Vermögensverzeichnis
mit aufzunehmen, für bedeutungslos erklärt.

Denn zweifellos gehören auch Sachen und For¬

derungen, welche der Pfändung nicht unt*

liegen, zum Vermögen des Schuldners, und da

das Ge verlangt, daß der Schuldner sein

Vermögen vollständig nzugeben habe, *o

muss< iuch konsequent die Sechen, welche

der Pfändung nicht unterliegen, mit verzeich-

• t werden. Das Gegenteil würde auch dahin

führen, dem Schuldner allein die Bestimmung
inifx r zu überlassen, ob die gl /liehen

Voraussetzungen, welche» die Anwendung der

$^ Sil und 850 ZPO. rechtfertigen, vorliegen.
Dies hat offenbar der Gesetzgeber vermeiden

wollen, indem er dem Schuldner die vollständige

Angabe seines Vermögens zur Pflicht macht

Sodann hat das RG in RGSt. Bd 42 S. 424

(425) ausgeführt: Der Offenbarungseid des

§ 8<)7 ZPO. steht im Di« te der Zwangsvoll-
mierkung. Um die Durchführung eler Zwangs^
Vollstreckung su sichern, wird der Schuldner,
»bald die wider ihn betriebene Pfändung nicht

ir voll «digen Befriedigung des Gläubigers
geführt hui, .tut Antrug des letzteren für ver¬

pflichtet erklärt« ein Vermögens* iclmis

vorzulegen und den Eid dahin zu leisten, daß

er nach bestem Wissen sein Vern I Voll-

Ständig angegeben habe, als er dazu imstande
i. Der hervorgehobei Zweck d« laß-

nähme läßt «.kennen, was unter dein vom

Schuldnei zu offenbarenden Vera meint

ist und nur gemeint sein kann. Soll die eid¬

liche (Mfenbarung des gesamten Vermögens¬
standes des Schuldners dazu dienen, elem Gläl

biger die Unterlagen zu i .< t künftigen
Zwangsvollstreckung zu verschaffen, so köi

i en unter den nzugebenden einzelnen Be*
stundteilen eles Vera us nur solche in Ii.

tracht kommen, die dem Zugriffe des Gläu¬

bigers offenstehen, von ihm also im Wege
d< i Zwangsvollstreckuni i seiner Befriedi¬

gung in Anspruch genommen werden können«

Was der Zwangsvollstreckung überhaupt nii l»t

zugänglich ist, das zu erfahren kann der Gläu¬

biger kein Inte: n und dies kann des¬

halb auch nicht einen Gegenstand der Offen¬

barung bilden. Die Zulassigkeit der Zwangs¬
vollstreckung ist dal>ei allerdings rein abstrakt

urteilen. Ob die Vermögensstück« um

. sieh handelt, auch im konkreten Falle

pfändbar sind, darauf kommt es nicht an. In

der Rechtsi «ung des Reichsgerichts ist an¬

erkannt, daß die Verpflichtung des Schuldners

zur eidlichen Offenbarung sich auf diejenigen
ihm gehörigen Sachen unel Forcierungen mit

erstreckt, elie zufolge positiver Anordnung dt

Gesetz ndere nach den §§ 811

und 850 ZPO
,
der Pfändung nicht unterliegen.

Denn auch insoweit ist die Möglichkeit der

Zwangsvollstreckung an sien gegeben; dem

Gläubiger ist nur aus Rücksichten der Billig¬
keit gegen den Schuldner, zum Teil auch im

ffentlichen Interesse, ausnahmsweise versagt,

davon Gebrauch zu machen. Dem Schuldner

aber kann nicht überlassen werden, selbst zu

e ntscheiden, ob jene Ausnahmebestimmungen,
über deren Anwendbarkeit im einzelnen Falle

sehr erhebliche Zweifel obwalten können, zu

inen Gunsten Platz greifen. Das Gesetz ver¬

pflichtet ihn, sein Vermögen vollständig anzu¬

geben, schließt somit das wegen besonderer

tatsächlicher Verhältnisse von dem Zugriffe
des Gläubigers befreite nicht grundsätzlich da¬

von aus (Entsch. des RG. in Strafs. Bd. 6

S. 205 ff., Bd. 24 S. 75 ff.). Voraussetzung ist

hierbei immerhin* daß das Vermögen des

Schuldners seiner natürlichen Beschaffenheit

nach eine Zwangsvollstreckung zuläßt, daß es

sich also, soweit nicht unbewegliches Ver¬

mögen in Frage steht (§ 864), entweder um

körperliche Sachen handelt (§§ 808 ff.) oder um

Forderungen (§ 828 ff.) oder anelere V«

mögensrechte (§ 857 ZPO.). Nur für diese

vi« vermögensrechtlichen Gruppen ist d is

Zwangsvollstreckungsverfahren in der ZPO.

und dem zu seiner Ergänzung dienenden

Retchsges* tze, betreffend die Zwangsversteige¬

rung unel Zwangsverwaltung, vom 24. März

1S97 e gelt Trifft diese Voraussetzung nicht

ZU, 10 kann von einer Offenbarungspflicht d<

Sc huldners keine Rede teilt«
Dunach sinel die Renten aus der SV. trotz

ihrer beschränkten Pfändbarkeit in elas nach

§ 807 ZPO. anzulegende Vermögensverzeich¬
nis! mit aufzunehmen. Hieran :n zu

Sicherungszwecken erfolgte Abtretungen und

teilweises Ruhen der Renten nach tzlicher

V- hrift (z. B. NotVO. v. 8. Dezember 1931,
RGBl. Wn I S. 699, 723) nichts. Unzutreffend

ist ferner, wie das RG. in seinem [üngsten Ur-

teil vom 8. März WH, i D 100/34, das im

übrigen die vorstehend herangezoe Recht**

sprechung bestätigt hat, ausführt, elie Auffas¬

sung, dafi ein Irrtum des Offenbarungseid-
Schuldners darüber, ob elie Rente al Ver-

mögensbestandteil anzusehen unel in das zu

L« schwörende Verzeichnis aufzunehmen is

die Fahrlässigkeit ausschln Wer elen Of¬

fenbarungseid leistet, muß mit aller ihm mög¬
lichen Sorgfalt und Aufmerksamkeit darauf

hinwirken, dafi seine Angaben sowohl mit den

hlichen Verhältnissen als mit dem Recht

in Finklane stehen (RGSt. Bd. 27 S. 207 (268)
sowie die Urteile 3 D 750 20 vom Nfovemb

1929. 'J D 934/31 vom 14. Januar 1932 und i D

12 vom 6. Juni 1932)« Irrige Angaben auch

i htlicher Art und if Rechtsirrtum be-

ruhende Unterlassung wichtiger Angaben sind

n\ Schuldner als schuldhaft zur Last ZU

leg< n, wenn er sie bei Beobachtung pflicht-
mäfier Sorgfalt und Aufmerksamkeit hätte

vermeiden können und vermieden haben würde

(Urteil des RG. vom I. November 1928; 3 1)

). Dr. Werner Spohr, Kiel.
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Die Unfallversicherung kaufmännischer

Betriebsteile.

Durch Gesetz vom 20. Dezember 1928 sind u. a.

kaufmännische und verwaltende Betriebsteile

nter den Schutz der Unf.V. bezogen worden.

539b RVO. bestimmt: „Gehört zu einem

Unternehmen ein nach den §§ 537 bis 539b ver¬

sicherter Betrieb, so unterliegt der Versiche¬

rung auch der kaufmännische und verwaltende

Teil des Unternehmens, soweit er den Zwecken

des versicherten Betriebes dient und zu ihm

in einem dem Zwecke entsprechenden örtlichen

Verhältnis steht/' Ueber eiie Auslegung dieser

Vorschrift tauchten mancherlei Meinungsver¬
schiedenheiten auf. Durch die Rechtsprechung
der letzten Jahre sind diese Zweifel ausgelöscht.
Es ist deshalb angebracht, auf die heutige
Rechtslage,kurz einzugehen.
Zweifel löste besonders der zweite Halbsatz des

§ 539b aus. Wie sind die Worte „soweit er

den Zwecken des versicherten Betriebes dient"

auszulegen? Was ist unter „versicherter Be¬

trieb'4 zu verstehen? Wohl eine der ersten E.en

in dieser Frage ist die des RVA. vom 26. August
1929 (I 17 29 BS. I): „Bei Anwendung des § 539b

RVO. sind die nach den §8 537 ff. RVO. ver¬

sicherten Tätigkeiten den nach diesen Vor¬

schriften versicherten Betrieben nicht gleich¬
zustellen." Aus dem Gesetzestext geht ohne

allen Zweifel hervor daß der § 539b einen

Trennungsstrich zieht zwischen versicherten

„betrieben" und versicherten „Tätigkeiten". Die

UnfV. kaufmännischer und verwaltender Be¬

triebsteile greift demnach dann nicht Platz,
wenn zu dem Unternehmen nicht ein versicher¬

ter „Betrieb", sondern eine versicherte „Tätig¬
keit" gehört. Von Wichtigkeit ist hier auch der

Beschluß der „Schiedsstelle beim Verbände der

Deutschen BGen" vom 9. Dezember 1929

(Nr. 1264 20). Dieser lautet: „Die Schiedsstelle

ist Iür die E. der Präge nicht zuständig, ob

und inwieweit der Teil des Personals, der

bei dem kaufmännischen unel verwaltenden

Teil des Unternehmens beschäftigt ist, der

UnfV. unterliegt." Die Schiedsstelle überläßt

also diese Prägen den V.Behörden« Sehr ein¬

gehend befaßt sich das RVA. in einer Ii. vom

29. November 1929 (3586) mit eler Frage, wann

der kaufmännische und verwaltende «feil ein«

Unternehmens der UnfV. unterliegt. Diese 1

stellt zwei Rechtsgrundsätze auf. Einmal besagt
sie, daß der Begrifl „den Zwecken eles Betrieb*
dienend" nicht zu eng auszulegen ist. Bei eir

engen Auslegung würde in vielen Füllen nur

eine verhältnismäßig geringe* Zahl cler kauf¬

männischen Angestellten eines Unternehmens

i UnfV. unterstellt werden, während die

übrigen Angestellten desselben Unternehmens,
die unter im wesentlichen gleichen Bedingun¬
gen arbeiten, ohne V.schutz bleiben würden.

Eine solche Einschränkung läßt sich nach Mei¬

nung des Gerichts weder aus dem Wortlaut
noch aus der Entstehungsgeschichte eles $ 539b

RVO« herleiten. Der ( t/geber ist bei der

Schaffung der Vorschrift von dem Gedanken

au gangen, ohne Rücksicht auf die Uhfall¬
gefährlichkeit alle Arbeitnehmer zu erfassen,
die ohn Verwaltungsschwierigkeiten erfaßt

werden können; er hat allerdings diesen G<

danken nicht voll durchgeführt, sondern die V.

durch die im $ 539b RVO. festgelegten Vor¬

aussetzungen eingeschränkt. Die Worte „so¬

weit er den Zwecken des versicherten Betriebes

dient" sollen, wie die Reichstagsverhandlungen
einwandfrei ergeben, nicht etwa die Bedeutung
haben, daß nur die Angestellten, die den be-

»nderen Betriebsgefahren des versicherten B«

triebes ausgesetzt sind, den V.schutz genießen«
Das Gericht kommt dann zu dem Grundsatz, •

daß der kaufmännische und verwaltende Teil

des Betriebes schon dann als den Zwecken des

versicherten Betriebes im Sinne des § 539b

RVO. dienend anzusehen ist, wenn er ihnen

auch mittelbar dient. Die gleiche E. befaßt

sich weiter mit der Auslegung der Worte „in
einem dem Zwecke entsprechenden örtlichen

Verhältnis steht". In dieser Frage kommt das

RVA. zu folgender Schlußfolgerung: „Der
kaufmännische und verwaltende Teil eines

Unternehmens steht zu dem versicherten Be¬

trieb in einem dem Zwecke entsprechenden ört¬

lichen Verhältnis im Sinne des § 539b RVO.,
wenn der kaufmännische und verwaltende Teil

des Unternehmens m örtlicher Nähe des ver¬

sicherten Betriebes liegt." Mit der gleichen
Frage befaßt sich das RVA. auch in einer E.

vom 15. Juli 1931 (I B. 594 30). Es hat als

Rechtsgrundsatz aufgestellt: „Steht nur ein

Teil des versicherten Betriebes zu dem kauf**
männischen und verwaltenden Teil des Unter¬

nehmens in einem dem Zwecke entsprechenden
örtlichen Verhältnis im Sinne des § 539b RVO.,
so unterliegt der kaufmännische und verwal¬

tende Teil nur dann der UnfV., wenn das kauf¬

männische Personal zu einem ins Gewicht

fallenden Teile für den örtlich nahen Teil des

versicherten Betriebes beschäftigt wird Dies

ist jedenfalls dann nicht anzunehmen, wenn nur

etwa der sechste Teil der Arbeitsleistung des

kaufmännischen Personals auf diesen Teil des
Betriebes entfällt." In der Begründung dieser
E. heißt es: „Zwar soll, wie es in der E. vom

29. November 1929 klargelegt worden ist, die

Vorschrift „soweit er den Zwecken des ver¬

sicherten Betriebes dient", weit ausgelegt
werden unel deshalb cler kaufmännische und

verwaltende I eil nur insoweit als nicht ver¬

sichert angesehen werden, als er klar erkennt¬

lich lediglich anderen Zwecken dient. Immerhin
che Auslegung der erwähnten Vor¬

schrift nicht in eler Richtung überspannt wer¬

den, daß eine VPfl. des kaufmännischen und

verwaltenden Teiles in seiner Gesamtheit auch

dann bereits angenommen wird, wenn er einem

in örtlicher Nähe befindlichen technischen I""il

des Unternehmens nur in einem verhältnis¬

mäßig geringen Umfange dient. Die VPfl« <l<

kaufmännischen Teiles des Unternehmens ist

vielmehr nur dann begründet, wenn das kauf¬

männische Personal /u einem ins Gewicht

fallenden Teile für den in seiner örtlichen Nähe

betriebenen technischen Teil des versicherten

Betriebes beschäftigt wird/' Eine weit« B.

des RVA. vom 20« September 1932 (Ia 9636/30)
besagt: „Der $ 539b RVO. setzt nicht voraus.

daß ein besonderer von dem technischer. Be¬

triebe getrennte! kaufmännischer und verwal¬

tender feil des Unternehmens vorhanden sein

muß. Auch ist es zur Anwendung des $ 539b

RVO. nicht erforderlich, daß di unfallbrin-
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gende Tätigkeit mit dem kaufmännischen und

waltenden Teile des Unternehmens in einem

örtlichen Zusammenhang steht.'

Alle bisher erwähnten E. betreffen die allge¬
mein* Auslegung cler Vorschriften des § 539b

RV() >»ind jedoch auch eine ganze Reihe

E. vorhanden, die h mit der V. von Einzel¬

personen auf Grund des $ 539b RVO. befassen.

So sagt eine E. des OVA. Liegnitz vom 3. Sep¬
tember 1929: „Dient der kaufmännische und

Itende Teil eines Unternehmens den

Zwecken des versicherten Betriebes, so ist auch

di \ufwartefrau mitversichert, die die nach

t$ 539b RVO. Unfallversicherungspflichtigen
Büroräume zu reinigen hat." Dieser Rechts¬

standpunkt wurde vom RVA. unterm 12. De¬

zember 1930 bestätigt (Ia 7203/29). Unterm

20. November 1930 hat das RVA. entschieden,

daß auch die im kaut männischen Büro tätige
Kontoristin zu den unfallversicherten Personen

gehört, wenn che örtliche nahe Verbindung
zwischen technischem und verwaltendem Teil

des Betriebes gegeben ist. Das Bayer. LVA. hat

am 14. April 1932 festgestellt, daß die Bezah¬

lung der Einkommen-, Grund- und Haussteuer

und elie Finreichung eines Stundungsgesuches
nicht dem V.schutz nach § 539b RVO. unter¬

liegt. Manche Meinungsverschiedenheiten löste

auch die Frage aus, ob Handlungsreisende
unter elen Schutz des kaufmännischen Betriebe*
\t ihs fallen. Das RVA. hat zu dieser Frage in

einer B. vom 20. November 1930 (Ia 2780/30)
den Grundsatz vertreten, daß ein Handlungs-
reisender, el n Tätigkeit einem nach $ 539b

RVO. versicherten kaufmännischen Teil des

Unternehmens zuzurechnen ist, auch während

seiner Beschäftigung, die sich nicht in örtlicher

Nähe des versicherten Betriebes abspielt, den

Schutz der UnfV. genießt. Mit dem Unfall¬

schutz der Reisenden befaßt sich auch noch

eine 1:. vom 22. Oktober 1931 (Ia 1453/31): „Der
Autounfall eines Reisenden, der weder im gc

werblichen Büro Arbeiten zu verrichten hat und

dem das Auto von cler Firma zwar zur Ver¬

fügung gestellt war, der elas Auto aber selbst

i pflegen und instand zu halten hat, ist nicht

entschädigungspflichtig
Intel int ist weiter die Frage, ob der § 539b

RV< >. auch Anwendung auf versicherte Unter¬

nehmer findet. Das RVA. hat in seiner F. vom

4. Dezember 1030 (It 5762/29) diese Frage be¬

jaht. Die F. lautet: „Hat sich ein Unternehmer

in. $ 550 RVO. gegen die Folgen von Be¬

triebsunfällen selbst versichert, so gilt hinsieht-

lich des Umfanges der V. auch für ihn die Vor-
hrift des $ 539b RVO., wonach, wenn zu

inem Unternehmen ein nach den ^>j 537 b

RVO. versicherter Betrieb gehört, der V.

auch der kaufmännische und vei waltende Teil

Unternehmens unterliegt, soweit er den

de herten Betriebes dient und

ihm in einem dem Zweck entsprechenden
en Verhältnis steht.*" In dieser Beziehung

auch noch eine F. des B r. LVA. vom

11. März 1^31 erwähnt: „Ein entschädigungs-*
Pflichtiger Betriebsunfall im kaufmännischen
und \ dtendt Unternehmens

liegt vor, wenn es sich um den Unfall eine

Ibstversicherten Unternehmers auf dem Heim-

?m Ein) n Holi für den Gewerbe«
betrieb handelt." Fr. Kleeis, Reichenbach V.
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Ist das Arbeitsamt oder die Kranken¬

kasse zur Entgegennahme des Antrags
auf Weiterversicherung nach §123 Abs. 2

AVAVG. zuständig?
Die Arbeitslosen (Arbl.) sind nach § 117

AVAVG. während des Bezugs der Hauptunter¬
stützung für den Fall der Krankheit versichert.

Sie gehören gemäß § 121 Abs. 1 AVAVG.

grundsätzlich der AOKk. an, in deren Bezirk ihr

Wohn- und Aufenthaltsort liegt, der für die Zu¬

ständigkeit zur Gewährung der Unterstützung
nach $ 168 AVAVG. maßgebend ist. Eine

Ausnahme von diesem Grundsatz läßt — außer

den £§ 122 und 124 — der § 123 AVAVG. zu,

indem er bestimmt: „Arbl., die zur Fortsetzung
oder Aufrechterhaltung einer Versicherung (V.)

gegen Krankheit bei einer Kk. nach der RVO.

oder dem RKnG. oder bei der See-Kk. berech¬

tigt sind, können dort Mitglied bleiben. Eben¬

so können Mitglieder von Ersatzkassen bei

diesen Mitglied bleiben. Arbl., elie von dem

Recht nach Absatz 1 Gebrauch machen wollen,
können dies nur binnen einer Woche nach dem

Antrag auf Alu. und nur solange tun, als sie

noch keine Leistungen aus der nach § 121 oder

$ 122 zuständigen Kk. beansprucht haben."

Man begegnet in der Praxis vielfach Zweifeln,
wo der nach § 123 Abs. 2 AVAVG. erforderliche

Antrag des Arbl. rechtswirksam anzubringen
ist, bei dem Arbeitsamt (ArbA) oder der Kk.f
deren Mitglied er zu bleiben wünscht. In

Kreisen der Arbl. ist die Auffassung üblich,
es genüge, wenn dem ArbA. von der Absicht

der WeiterV. bei der bisherigen Kk. Kenntnis

gegeben wird, dessen Sache sei es, das Weitere

zu veranlassen« Auch im Handkommentar zum

AVAVG. von Fischer, 5. Auflage, Anm. 4 zu

$ 123, wird anscheinend diese Auffassung ge¬

teilt; es heißt dort: „Die WeiterV. setzt einen

Antrag an das nach $ 168 zuständige ArbA.

voraus, der zweckmäßigerweise gleichzeitig mit

dem Antrag auf Alu. gestellt wird." Ist diese

Auffassung richtig?
Zugegeben ist, daß die Fassung des $ 123

Abs. 2 AVAVG. zu Zweifeln Anlaß gibt und

daß — vor allem für den Laien — infolge der

engen Verknüpfung des Antrags auf WeiterV«

mit dem Antrag auf Alu. der Eindruck entstehen

kann, das ArbA. sei die für die Entgegennahme
des Antrags auf WeiterV. zuständige Stelle.

Dem ist aber, bei näherer Betrachtung der

Rechtste nicht so. Nach § 126 AVAVG.

liegen elem zuständigen ArbA. die Meldungen
ob, die nach der RVO. vom Arbeitgeber
zu rstatten wären. Eine Meldepflicht des

Arbeitgebers kann nach der RVO. nur in Be¬

icht kommen, soweit es sich um eine

Pflichtversicherung handelt ($$ 317 ff.

RVO.). Nun sind zwar die Arbl., die auf

Grund der Regelvorschrift des § 117 AVAVG.

Mitglieder de AOKk. ihres Wohn- oder

Aufenthaltsort sind, emäfi $ 117 Satz 2

AVAVG. den Pflichtversicherten im Sinne der

RVO. gleichgestellt, woraus sich ohne weiteres

jibt, daß bezgh dieser Gruppe von Arbl. die

Meldungen an die Kk. lediglich vom ArbA. zu

erstatten sind. Anders aber verhält es sich mit

den Arbl., die von der Befugnis des § 123

AVAVG. Gebrauch machen. Hier handelt es

sich um sogen. Weiter Versicherer,



deren Recht zur WeiterV. sich aus § 313 RVO.
bzw. § 11 RKnG. herleitet. Ihnen würde, falls

Nie nicht Alu.-Empfänger wären, der Antrag auf

WeiterV. selbst obliegen, wie es auch im

$ 313 Abs. 2 RVO. klar zum Ausdruck kommt.

Das gleiche gilt — lediglich mit dem Unter¬

schied, daß an Stelle der dreiwöchigen Frist

eine einwöchige tritt — für den Fall der
WeiterV. nach § 123 AVAVG.
Nicht das ArbA., sondern die K k.

t hiernach die zur Entgegennahme des An¬

trags auf WeiterV. gem. § 123 Abs. 2 AVAVG.

zuständige Stelle, und der Arbl. hat sich somit

mit seinem Antrag unmittelbar an die

K k., deren Mitglied er bleiben will, zu wenden,
wie er auch allein zur Entrichtung der Bei-

tiäge verpflichtet ist. Zwischen dem ArbA. und
der Kk. entsteht eine unmittelbare Rechts¬

beziehung überhaupt nicht; man kann besten¬
falls von einer mhtelbaren sprechen, indem dem

Arbl. ein Ansoruch auf Ersatz der Beiträge
durch das ArbA. im Rahmen eles § 125 Abs. 2
AVAVG. eingeräumt ist.

Das RVA. hat die hier aufgeworfene Frage bt
reits in der grds. E. Nr. 4024 (AN. 1931 S. IV

161) gestreift. Eis heißt dort im Anschluß an

die Feststellung, daß die Verpflichtung zur

Zahlung der Beiträge im Falle des § 123

AVAVG. nicht lern ArbA., sondern dem Arbl.
selbst obliegt: „Ebensowenig war es Aufgabe
des ArbA., die Arbl. bei der Kk. zur Fort¬

setzung ihrer V. anzumelden. Hierzu waren

vielmehr die Arbl. allein befugt.4 Und an einer

späteren Stelle heißt es: „Sonach hatte das

ArbA. auch nicht die Arbl. beim Wegfall ihrer

Hauptunterstützung aus der KV. abzumelden.

Die Vorschrift des $ 126 Abs. 1 AVAVG.

schlägt hier nicht ein. Danach liegen Meldun¬

gen, die nach der RVO. vom Arbeitgeber zu

Statten wären, dem zuständigen ArbA. ob.
Eine Meldepflicht des Arbeitgebers kann nach

der RVO. aber nur in Frage kommen, soweit

es sich um eine PfFchtV. handelt, nicht auch

bei der WeiterV. gemäß $ 313 RVO." Die

oben dargelegte Rechtsauffassung findet hier¬
durch ihre Bestätigung.

Bleibt noch die Frage offen, ob die ArbAe.,
bei denen in Unkenntnis eler gesetzlichen Vor¬
schriften ein Antrag auf WeiterV. gestellt
wird, die Pflicht haben, die Arbl. auf die

Rechtslage aufmerksam zu machen. Aus dem

Gesetz läßt sich eine solche Verpflichtung nicht

herleiten. Man kann jedoch wohl ohne Be¬

denken der in einer E. der Beschlußkammer des

OVA. Magdeburg vom 16. Februar 1934 —

B. K. II 36/33 — zum Ausdruck gekommenen
Meinung beipflichten, daß „mit Rücksicht auf

die für den Laien unübersichtliche Rechtslage
aus se^zialen und Billigkeitsgründen" eine Be¬

lehrung durch das ArbA. wünschenswert sei.

Auch in c|em dieser E. zugrunde liegenden Fall

war der Antrag auf WeiterV. gleichzeitig mit

dem Antrag auf Alu. an das ArbA. gerichtet;
dies« hatte davon lediglich Kenntnis ge¬

nommen, im übrigen nichts veranlaßt. Als der

Arbl. kurze Zeit darauf — aber bereits nach
Ablauf der einwöchigen Frist — die Kk. in An¬

spruch nehmen wollte, stellte sich heraus, elaß

die Mitgliedschaft erloschen war. Solche be¬

dauerlichen Vorkommnisse lassen sich ver¬

meiden, wenn den Arbl., die von dem Recht der

WeiterV. nach $ 123 AVAVG. Gebrauch

machen wollen, bei der Arbeitslosmeldung
seitens des ArbA. eine kurze schriftliche oder

mündliche Belehrung erteilt wird.

Regierungs-Inspektor W. Heun,
Oberversicherungsamt Magdeburg.
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Die Schriftleitun?.Allen Anfragen bitten wir Rückporto beizufügen.

Neben der Gewälirung von Krankenhauspflege
nach § 184 RVO. ist Wochengeld nach § 195a

RVO. zu zahlen.

Frage: Eine Versicherte unserer Kk. befand

sich wegen Schwangerschaftsnierenentzündung
vom 19. März bis 30. April 1934 auf unsere

Kosten in Krankenhausbehandlung. Am 3. Mai
WH erfolgte die Entbindung. Das Mitglied
verlangt für vier Wochen vor der Entbindung
Wochengeld, obwohl wir Krankenhausbehand¬

lung gewährt aaben. Sind wir zur Befriedigung
dieses Anspruchs verpflichtet?
Antwort: Schwangerschaftsnierenentzündung
überschreitet das Mafc* üblicher Schwanger¬
schaftsbeschwerden. Es handelt sich bei eler
Versicherten danach nicht um Schwanger¬
schaftsbeschwerden, sondern um Krankheit im

Sinne des § 182 RV( >. Die stationäre Behand¬

lung stellt infolgedessen keine Wöchnerinnen-

heimpflege nach § 196 RVO., sondern, wie Sie
auch angeben, Krankenhauspflege nach § 1

RVO. dar. Es treffen hier für die Zeit vor

r Entbindung bis zur Entlassung- aus dem

Krankenhaus am 30. April 1934 zwei Lei¬

stungsarten zusammen, nämlich Krankenhilfe

und Wochenhilfe. Beide Ansprüche bestehen

grundsätzlich nebeneinander. Der Doppel-
ansprudi ist allerdings durch die Vorschrift

des $ 195a Abs. 4 Satz 1 RVO. eingeschränkt,
wonach neben Wochengeld (WG.) kein Kran¬

kengeld (KG.) gewährt wird. In der Umkeh-

rung gilt dieser Satz nicht, d. h. ein vorher

bestehender KG.anspruch labt nicht etwa den

WG.anspruch entfallen, sondern in illen Fäl¬

len verdrängt der Anspruch auf WG. den

Anspruch auf KG. (vgl. E. des RVA. vom

13, Oktober 1927, AN. 1928 S. lf»). Kranken-

hauspflege tritt nach $ 181 RVO. grundsät/
lieh an die Stelle vom KG. und Krankenpflege»
(KPfl.), nicht aber an die Stelle von WG. und

Wochenpfi Di für vier Wochen vor der

Entbindung nuch § 195 \bs. I Nr. 3 RVO.
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V attällt für die gleid
der Anspruch tut K< Die- ci V»

sicherten innerhalb el \, Wochen t

wahrte- Krankenhauspfli tritt danach nicht

:\ die- Stelle- von K< i. und KPtl., sondern m

i die- Stelle von KPfl. \nspruche aut KPfl.

und W( i besteh« iber nebeneinander« Aus

Grunde schlieft die Gewährung von

Krankenhauspfh erwähnt, reicht

in die lle von W< nui Wochenptle-

tritt, den Anspruch aui WG. nicht aus (vgl.

ii hi • die E. vom 13« < )ktol>er 1927).

Unterhaltsgewährung an Kinder und § 205 RVO.

Prat 1. Ein Versicherter u: Kk. hat

eine i hiedene Iran geheiratet, die» ein Kind

mit in elie Ehe brachte-. Ihr rechtmäßige Vater

h-bt noch, befindet sich jedoch ZUI Zeit in Haft,

\\ ei nicht in de-r I ige ist, für elen Unter-

halt des Kindes SU n. Ist nun elas Kind

als Stiefkind im Sinne» des S 205 RVO. anzu¬

leiten oder kann von einem Stiefvater nur

dann prochen wi n, wenn eh recht«

maßige V nicht mehr lebt?

2. In einen anderen Falle hat ein Stiefku

ein monatliches Einkomnu in Waisenrente

von 17 RM. Kann hier von übei wiegendem

li halt ieitens dei Versicherten gesprochen

Antwort: 1. Von einem Stiefkind im Sinne«

>5 RV( kann u. E. nicht

sprochen werden, da i Vater lebt und für

s Kind, wenn der Vater versichert ist, An¬

spruch nuf FH aus der V. eles Vaters besteht«

IV: Umstand, daß eler Vater ZOT Zeit seiner

Unterhaltspflicht nicht nachkommen kann,

steht dieser Auffassung auch • rächt ent-

wenn nunmehr Ehemann ehr

Kindesmutti vorübergehend für den Unter**

• ! Kinci. utkommt.

2. Für die 1 e, ob noch von über* tidem

Unterhalt eines Stiefkindes gesprochen werden

kann, wenn d s eine Waisenrente von mo¬

natlich 17 RM. erhalt, ist entscheidend, i

dem Alter des Kindes unel nach den per-

hen Verhaltnissen anzunehmen ist, daß

er Unterhalt fcere Aufwendui erfor-

•rt. De eine Gn n wann ab von öber-

u lern Unterhalt zu sprechen ist, nicht

rden kann, ist die I anter W

m( ksichtigung aller u n Umstände

Einzelfall zu entscheiden« Es ist einersetl

nkbar, daii dei s te Ben Js über-

wiegei i ist and» n iber

auch durchaus möglich, dafi neben der R»

rberwie Unterhalt des Kind..

ig aufzuwe n ist

Weit«-rvrrsi<h«nii.g nach || 209 u, 313 RVO.

bei ehr tmch $ 313h Abs. I RVO. /ustandigen
Kasv hin bt Erstattungsunspriu h« an die-

(rubere Kasse nach | H3b Abs. 2 RVO.

nie Iit aus.

I* n bi R ehö-

H sich i 113 RVO. \e

Kk. mit Wirke vorn 15. Dezemh
Vi weiten t. Ve>r in Eintritt in

»n J n

AOKk. M. vers D Xu-

*

ur i Kl 313 h

Abs. 1 RV< \m 22. Januar 1934 hat elie Ehe¬

frau des Versicherten entbunden. Da die Voi

tzungen vorlagen, leisteten wir Familien*

wochenhilfe (FWH.) nach § 206a RVO. B

stehen Ersatzanprüche- aui Grund des § 313b

Abs. 2 RVO. gegen elie frühere Kk.?

Antwort: Bei einem Versicherten, eler aus

der Kk. au chieden ist, um in die Reichs¬

wehr einzutreten, darf die Reichswehrdienst¬

zeit nach § 209 a RVO. nicht zu seinem Nach¬

teil an: chnet werden, soweit der Erwerb

eines Rechts aus der KV. von der Zurück¬

legung einer Wartezeit oder davon abhängt,

ifi eine V. von bestimmter Dauer innerhalb

eines gleichfalls bestimmten Zeitraums bestan¬

den hat Dies gilt auch für die Zeit einer Er-

wc-rbslosigkeit bis zu 6 Wochen, die sich

unmittelbar an die Dienstleistung anschließt.

U. a. ist nach dieser Vorschrift für elas Recht

auf WeiterV. nach § 313 RVO. die Reichswehr¬

dienstzeit unel eine sich anschließende Erwerbs¬

losigkeit bis zu 6 Wochen se» anzusehen, als

ob sie gar nicht bestanden hatten. Daß im

vorliegenden Falle eler bisherige Reichswehr-

angehorige in dem geschilderten Rahmen des

§ 209a RVO. ab 15. Dezember 1933 zur

WeiterV. nach $ 313 RVO. berechtigt war,

setzen wir voraus. Dieses Recht auf WeiterV.

wird selbstverständlich auch von der Vorschritt

des § 313 b RVO. berührt. Befindet sich elei

Wohnort nach dem Ausscheiden aus der

Reichswehr nicht mehr im Bereich der früher

ständigen AOKk., sondern im Bereich Ihre i

Kk., so hat die WeiterV. bei Ihnen zu erfolgen.
Aus ehr grundsätzlichen Anwendung de

§ 313 b RVO. folgt, elaß elie vor der Reichs-

wehrdienstzeit zustänelige AOKk. entsprechenel
hr NotVO. vom 8. Dezember 1931 Fünfter

Teil Kap. I Abschn. 2 § 1 Ihrer Kk. die durch

Gew&hrung von FWH. in elen ersten 3 Mo¬

naten erwachsenen Kosten zu erstatten hat. Die

zwischen elem Ausscheiden aus der AOKk. M.

unel der WeiterV. bei Ihrer Kk. liegende Reichs¬

wehrdienstzeit, ehe nach obigen Ausführungen

hierbei unbeachtlich istf hindert die Ersatz-

pllicht der früheren Kk. nicht.

Keine Beitragspflicht einer nach § 313 Abs. 4

RVO. Weiterversicherten während des Bezugs

von Familienwochengeld.

1 : Der Hausdiener S. war vom 15. April
1929 bis zu seinem Tode am 4. April 1934 Mit¬

glied unserer Kk. Nach § 313 Abs. 4 beantragt
die Ehefrau elie WeiterV« Ab 5. April 1934

wird sie ai Mitglied geführt. Am 29. April
1934 hat Fr. S. entbunden. Da die Wartezeit

ich S 195a RVO. nicht erfüllt war, erhielt

Fr« S. nur Leistungen aus cler Familienwochen-

Jtilfe (FWH.) nach I 205a RVO. Hat Fr. S.

Ben ihrend eles Wochengeldbezuges zu

dilen?

Antwort: In seiner I; m 17. Oktober 1

(AN 1929 S. 4, \ 1929 S. 42) hat das RVA

_ sprochen, elaß wahrend des Be/ » von

Weichen- oder Schwang* gehl FWH. nach

>i 205a RVO. tur elie Weichm wenn ibst

\mitglied, aber nach § 195a RVO. nicht

ispruchsbe ist. Beitrage zur KV. nach

3" 2 RVO. nicht zu entrichten sind,

se»! e nicht gegen I beit» Zu
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eser Aufhissung kam das RVA., trotzdem

FWH. von der Wöchnerin nicht kraft eigene
Recht ondern auf Grund der V. des Eh»

tannes oder eines Elternteiles bezogen wirel.

Maßgebend war für das RVA. dabei eler Zweck

der Vorschrift des § 383 Abs. 2 RVO. I)

Zweck besteht darin, weiblichen Versicherten

• inige Zeit vor und nach der Entbindung durch

Befreiung von cler Beitragspflicht zu ihrer

Schonung die Möglichkeit einer Arbeitspau
i gewähren. Um diesen Zweck vollkommen zu

-ichen, folgerte das RVA., elaß § 383 Abs. 2

RVO. nicht nur auf Wöchnerinnen, denen WH.

is eigener V. zusteht, sondern auch auf Solche

Wöchnerinnen Anwendung zu finden habe,
eieren WFLanspruch sich aus der V. des Ehe¬

mannes oder eines der Elternteile herleitet. Der

lag zwar ein Fall zugrunde, in elem die

Wöchnerin Pflichtmitglied einer Kk. war.

Fbenso wie § 383 RVO. für alle Versicherten

gilt, seien es nun V.pflichtige, V.berechtigte
Ier Weiterversicherte, so muß auch eler vom

RVA. aufgestellte Grundsatz für sämtliche

Arten von Mitgliedern, also auch für V.-

In-rechtigte und Weiterversicherte gelten. Eine

\usnahme besteht auch für solche* Mitglieder
nicht, eieren WeiterV. auf Grund des § 313

Abs. 4 RVO. herbeigeführt ist. Gegenteiliges
t daraus, elaß die Beitragsfreiheit nur für die-

Wöchnerin, nicht jexloch für den Versicherten

irkt, auf Grund dessen V. der Anspruch er¬

hoben wird (vgl. Jäger, Die Wochenhilfe, Anm.

30 zu Jj 205a RVO.; Hahn-Kühne Anm. 3

zu § 205a RVO.) nicht zu entnehmen. D

Wöchnerin hat zwar die V. „in derselben

We i wie der verstorbene Ehemann nach

$ 313 Abs. 4 RVO. fortgesetzt. Daraus ergibt
sich aber nicht, laß auch elie Nichtgeltung der

Beitragsfreiheit auf sie übergegangen, ist. wenn

ich elie Mitgliedschaft nach § 313 Abs. 4 RVO.

derselben Weise wie die des Ehemanne

fortgesetzt wirel, so erfolgt che Fortsetzung
doch in der eigenen Person eler Wöchnerin.

Für ihre eigene Person kommen ihr aber die»

hrift des § 383 Abs. 2 RVO. und damit

r Grundsatz der E. des RVA. ZUgUl

| 382 RVO. ist auf freiwillige Mitglieder nicht

anwendbar.

Frage: Die Ehefrau M. war seit Jahren

•iw. Mitglied unserer Kasse in Lohnstute» 2.

Der Ehemann erhielt ab 1. Februar 1Q34 ein

Stellung als Hausmeister, die ihn verpflichtet,
ich die Reinigungsarbeiten zu übernehmen.

Im allgemeinen, auch vorliegend«, werden cliese

Reinigungsarbeiten durch ehe Ehefrauen ehr

Hausmeister verriebt* Vom Arbeitgeber
der Betrag von monatlich 36 RM. iür

Tätigkeit gerechnet, währenel für den

hhemann der Restbetrag als Einkommen gilt
Der Verdienst roa 36 RM. entspricht ur er

mdlohnstufe 1. Frau M. ist auf diese- Weise

P f 1 i c h t mitghVd in Lohnstu 1 worden.

Sie verlangt nun, daß sie in der Lohnstufe 2

bleiben kann. Den Unterschied an Beitragen
>Ilte sie selber tragen« — Der nd tür

elie^sen Wunsch ist eler. elaß Frau M. ihrer Ent¬

bindung entgegensieht und dafür ihre Woche-n-

hilfeleistungen nach d» 2. Stul bezie!

möchte, wofüi r ihrer PtlichtV. langt

Jahre Beiträge bezahlt hat. Kann einem der*1

en Wunsch entsprochen werdi

Antwort : Weder die gesetzlichen Vor¬

schriften ch KV. an sich noch ihre- weit¬

herzigste Auslegung schaffen die- Möglichkeit
eles Verbleibens eines Pflichtmitgliedes in ei<

höheren Lohnstufe der vordem bestehenden

freiwilligen WeiterV. Mit Beginn cler VPfl.

\det elie» WeiterV. zwangsläufig unel ohne

Ausnahme. Ihre Fortsetzung als ZusatZVc

Sicherung zu cler nach einem niederen Grund¬

lohn stattfindenden PflichtV. ist mangels ent¬

gehender gesetzlicher Vorschriften Ier

Anhaltspunkte unzulässig. Die Vorschrift eh

§ 382 RVO., wonach Versicherte, elie» vorüber*

ehend einen geringeren Lohn beziehen, unter

bestimmten Voraussetzungen in ihrer alten

höheren Lohnstufe verbleiben können, erstreckt
sich hierauf nicht. Sie trifft Fälle, in denen

V.pflichtige während der Dauer eine-s ununter¬

brochenen Besc hältigungsverhältnisses, wie- er-

'wähnt, „vorübergehend einen geringeren Lohn

beziehen". Die im G. genau bezeichneten Vor-

USSetZimgen für Anwendung des S 382 RVO.

lie-gen aber nicht vor, wenn sich eins blteresst

des Verbleibens in einer höheren Lohnstute

daraus ergibt, elaß die freiwillige» WeiterV. in

einer höheren Lohnstufe stattfand, als die- die

WeiterV. ablösende Pflichtmitgliedschaft auf

Grund eines von vornherein vereinbarten unel

dauernd geltenelen niederen Lohne

Die harten Auswirkungen dieses rechtlichen

Ergebni 5 für elen vorliegenden Fall sinel un¬

verkennbar. Vielleicht lassen i ich abei auf

andere Weise belieben. In Fällen, in denen ein

Hauswartvertrag mit elem Ehemann geschlossen

ist, wirel die Tätigkeit se-hr oft überwiegend
von ei r Ehefrau versehen. Für elie- Er¬

mittlung des für elie Ehefrau in Betracht

komme-nrlen Teils des Entgelts ist dann nicht

die Annahme des Arbeitgebers» sondern dei

dem Wert eh-s (iesamtentgeltes entspi echende

Teil dees Entgeltes, der aul die- von ch-r Ehefrau

tatsächlich verrichteten Arbeiten entfallt, maß-

gebenel. Wenn Sie nicht eler Annahme- d<

Arbeitgebers folgen, sondern die tatsachlichen

Verhältnisse- ermitteln, ergibt sich unter Um¬

ständen für die- Ehefrau ein höheres Entgelt als

36 RM. im Monat, laß enfalls dar¬

aus die Zuteilung zur Lohnstufe 2 erfolgen
kann.

Rückforderung zu Unrecht gewährter Kassen-

Zungen.

\ r i ge : Durch ein fingiertes Beschäftigungs¬
verhältnis ist unsere Kk. um Barleistungen ge

hadigl >rdei Der Beschuldigte ist wegen

Betruges ($ 2r fer.GBJ verurteilt worden« Der

Vorfall liegt schon ül>er zwei Jahre zurück« Ob

I unt welch» Voraussetzung« ist die

Wiedereinziehung « zu Unrecht ( Jen

möglich? Welche Verjahrungsvorschriften kom-

Fr

ntwort handelt sich vor! n

Unrecht, d. I ohn Rechtsgrui

Leistungen« Z enthält die RVO. ke-i

elrückliche V diril zu Unrecht rührt*

istungen rt \\ n können.

find Reil von Voi

hriften, nen h- ^ (
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derartige Rückerstattungsansprüche als gegeben

voraussetzt, so u. a. in § 223 Abs. 2 RVO., der

die Aufrechnung zu Unrecht gezahlter Kassen¬

leistungen zuläßt. Dieser Rückerstattungs¬

anspruch beruht auf dem allgemeinen Rechts¬

gedanken, daß das, was ohne rechtlichen Grund

hingegeben worden ist, zurückgefordert werden

kann, ein Rechtsgedanke, der für das Privat¬

recht seinen Niederschlag in den §§812 ff. BGB.

gefunden hat, der jedoch im öffentlichen Recht

zwar nirgends ausdrücklich ausgesprochen,
aber trotzdem allgemein anerkannt und unab¬

hängig von den Vorschriften des BGB. gegeben

ist (vgl. E.en des RVA. 2673 in AN. 1921 S. 405,

vom 26. Februar 1931 in DK. 1931 Sp. 1198 und

die dort angegebenen Quellen).
Ihre Kk. kann danach die zu Unrecht gewährten

Barleistungen gemäß § 223 Abs. 2 und 3 RVO.

aufrechnen. Besteht dazu mangels Mitglied¬

schaft des Empfängers keine Möglichkeit, so

ist zweckmäßig eine E. des VA. gemäß

§§ 1636 ff. RVO. darüber, daß die Leistungen

zu Unrecht gewährt sind und zurückgezahlt
werden müssen, herbeizuführen. Nach der

des RVO. vom 20. Dezember 1919 (AN. 1920

S. 169) sind die Spruchbehöi den der Reichs¬

versicherung zur E. über Ansprüche von Kk.en

auf Rückgewähr von Leistungen aus der KV.

zuständig, sofern, wie vorliegend, die Be¬

hauptung, daß eine Pflicht zur Leistung nach

eler RVO. nicht bestanden habe, den Grund der

Rückforderung bildet. Aus der E. kann dann

nach § 115 RVO. vollstreckt werden. Den Ein¬

wand des Wegfalls der ungerechtfertigten Be¬

reicherung nach § 818 Abs. 3. BGB. kann der

Empfänger, wie sich aus der schon erwähnten

E. des RVA. vom 26. Februar 1931 ergibt, nicht

erheben.

Die Verjährungsfrist des § 223 Abs. 1 RVO.

von zwei Jahren gilt hierbei nicht. Sie betrifft

nur „K a s s e n leistungen", d. h. solche, die die

Kk. gemäß §§ 179 ff. RVO. dem Versicherten

/u gewähren hat. Der Gegenanspruch der Kk.

auf Rückgewähr zu Unre?cht gewährter Leistun¬

gen richtet sich dagegen nach der regelmäßigen
Verjährungsfrist des § 195 BGB. von 30 Jahren

(vgl. Hahn-Kühne, Anm. 3d zu § 223 RVO.).

Freie Hebammenwahl.

Frage: Eine Wöchnerin, die in einem Ort

wohnt, der 5 km von B.r unserem Kassenbezirk,

entfernt liegt, hat eine wiederum einige Kilo¬

meter von ihr entfernt wohnende Hebamme zur

Entbindung gerufen. Nach der Entbindung mußte

elie Wöchnerin in B. in Krankenhausbehandlung
nommen werden. Die auswärtige Hebamme

führte die erforderlichen Wochenbesuche im

Krankenhaus, in dem sich keine Hebamme be¬

findet, aus. Sie berechnete die entsprechenden
Wegegebühren. Muß die Kasse die Kosten

übernehmen od. konnte sie verlangen, daß

zwecks Ersparnis von Wegegebühren eine in B.

ansässige Hebamme die Wochenbesuche über¬

nahm?

Antwort: Wie das RVA. in der E. vom

17. April 1929 (EuM. Bd. 25 S. 199 Nr. 84) zum

Ausdruck gebracht hat, ist die Auswahl cler

Hebamme durch die Wöchnerin — im Gegen¬
satz zur Wahl der Aerzte und Zahnärzte —

gesetzlich frei. Bestimmungen von Satzungen

und Krankenordnungen, die diese freie Wahl

etwa einschränken, sind gesetzwidrig. Es sind

danach auch Bestimmungen unzulässig, wonach

allgemein Hebammen, die mehr als eine be¬

stimmte Anzahl von Kilometern vom Hause der

Wöchnerin entfernt wohnen, nur dann in An¬

spruch genommen werden können, wenn das

Mitglied die dafür entstehenden Mehrkosten

selbst übernimmt. Auch die Frage, ob eine ent¬

fernter wohnende Hebamme lediglich in An¬

spruch genommen werden darf, wenn eine

näherwohnende nicht zur Verfügung steht, ist

nach der E. zu verneinen. Eine Einschränkung
des Rechts auf freie Hebammenwahl ist aber in

dem allgemeinen Grundsatz zu finden, daß die

Kk.en nur das Notwendige zu leisten

haben. Daraus folgt, wie auch das RVA. aus¬

führt, daß eine Wöchnerin nicht jede beliebig
entfernt wohnende Hebamme auf Kosten der

Kk. zuziehen darf, daß vielmehr hierbei stets

nach Lage der Sache geprüft werden muß, ob

die Heranziehung einer anderen als der nächst¬

wohnenden Hebamme gerechtfertigt ist.

In dem vorgetragenen Fall hat die Wöchnerin

eine Hebamme in Anspruch genommen, die»

nicht so sehr von ihrem Wohnort, wohl aber

von dem Sitz des Krankenhauses weiter ent¬

fernt wohnt. Die Wahl ist deshalb, wenn nicht

andere besondere Gründe dagegen sprechen,
als gerechtfertigt anzusehen. Wenn sich nach

der Entbindung Krankenhausbehandlung als

notwendig erwies, so bietet dieser Umstand

keinen Anlaß, die getroffene Wahl mit Rück¬

sicht darauf zu beanstanden, daß die Durch¬

führung der Wochenbesuche im Krankenhaus

durch die gewählte Hebamme höhere Wege¬

geldaufwendungen erfordert, als wenn dazu

eine am Ort des Krankenhaussitzes wohnhaft«

andere Hebamme herangezogen würde. Wegen
der geldlichen Interessen der Kk. allein kann

weder der Wöchnerin zugemutet werden, von

der Hebamme ihrer Wahl und ihres Vertrauens

abzugehen, noch ist es der Hebamme zuzu¬

muten, auf die weitere Betreuung der Wöch¬

nerin und die ihr daraus zustehenden Gebühren

zu verzichten. In diesem Sinne äußert sich auch

eine E. des KG. vom 9. Juni 1932 (DK. 1932

Sp. 1123).

Abschrift.

Ochsenfurt, 14. Mai 1934.

Wie Ihnen bekannt sein dürfte, erhält unsere

Ortsgruppe, deren Amtswalter ich bin, seit

einigen Monaten Ihre wirklich aufschlußreiche

Zeitschrift... Ich werde bei der nächsten Zu¬

sammenkunft unserer Mitglieder für Ihre aut¬

klärende Zeitschrift Reklame machen.

gez. Michael Zehnter, Ortswalter,

Ochsenfurt, Saalhof 245.

Stempel: Gesamtverband deutscher Arbeits

opfer in der Deutschen Arbeitsfront, Lande

geschäftsstelle Bayern, Zahlstelle Ochsenfurt.
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111,71 Zar Frage der Krisenunterstützung für Gärtner

und Gartenarbeiter.
• E. dei RVA. III (Spr.-Sen.) vom 2. März 1934

— lila Ar. 172 33 —. AN. 1934 S IV 2tt Nr. 4735.

£- ; |0 ird in einem Betrieb in einer Kalenderwoche aus

betriebstechnischen Gründen nur 5 oder weniger
läge gearbeitet, so kommen die Tage, an denen

die Arbeit aus betriebstechnischen Gründen ruht,
usfalltage" im Sinne des Art. 1 der VO.

über Kurzarb.L. todj 27. August 1931 mit den Aen-

derun?en nach dem Erlaß vom 1. Juli 1932 nicht in

tracht.
• h des RVA. UI (Spr.-Sen.) vom 2. März 1934

- lila AR. 1T4 33 —. AN. 1934 S. IV 200 Nr. 4779.

i • i i.

terU

fta^ f 3:

Auch wenn ein Angehöriger eines Arbeitslosen mit

mehr als 6 zuschlagsberechtigten Angehörigen in

fremder Obhut untergebracht ist, kann für jeden
Angehörigen ein angemessener Teil der Alu. gemäß
* 175 Abs. 3 AVA> G. abgezweigt werden.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 2. März 1934

)- lila Ar. 173 33 —. AN. 1934 S. IV. 201 Nr. 4780.

I rstattung zu Cnredtt geleisteter Unterstützung*-
2 h-trage (II 177—1T9. 190 Abs. 2 AVAVG).

dea RVA. 111 (Spr -Sen.) vom 19. April 1934

JUa. Ar. 94 33 -.

wm

17llk.2. Wegen falscher oder unvollständiger Angaben ia

2SH 211. einer nach I 170 Abs. 2 AVAVG. ausgestellten Be-

251 IfifG scheinigung ist gemäfi 1 259a AVAVG. auch der¬

jenige strafbar, der sich in der Bescheinigung ai*

Arbeitgeber bezeichnet, es aber in Wirkliikeit

gar nicht ist.
*

E. des Bavr Obersten LG. II Strafsenat rem

15. Januar 1934 (Rev. Reg. II 300 33).

KoasanorztrejKht

5 22 Ate 3 Beitritt und Zugehörigkeit zum ,,Verein Soiialistt-

U '0 scher Aerzte" in Berlin ist als kommu¬

nistische Betätigung anzusehen.
* E. des RSaA. vom 17. Mai 1934 (RSa. 52 34).

Kassenracht für Zahnärzte» pp.

§§ J. 4, 5 Zur Frage der Eintragung nichtarischer

die Register.zaioz Zahnärzte Dp. in
* B. des RSaA/ vom 27 April 19 Sa/

34 A. —.

§27 Ate, 2. Zum Begriff ..Frontkämpfer" im Sinne des

3? ZmJQZ » 27 Abs. 2. ZulO/.
* E. des RSaAZ. vom II. April 1934 — RSaZ. 5 34—.

§34ZiHX

3 Ate 2 Eil Angestellter hat nicht das Recht tu verlangen,
;i|( daü er in der ihm nach I 170 Abs. 2 AVAVG. aus- §§36

/urteilenden Bescheinigung als ..Angestellter" be- fe )t 37
aet wird, wenn nur aus der Bescheinigung Ate2Zeft

*t die Art seiner Beschäftigung hervorgeht.
• E des RArbGer. vom 7. Februar 1934 — RArbG.

J13 33 —.

Zur Frare der Entziehung der Zulassung nadi I J4

ZulOZ. bei Erschütterung des zwischen KrKftNfl n

und Zahnarzt usw. erforderlichen Vertrauensver¬

hältnisses.
• E. des RSaAZ. vom 11. April 1934 — RSaZ. 4 34-.

Zur Frage der ,,laufenden und nicht nur gelegent¬
lichen

'

Tätigkeit eines Kassenzahnar/tes usw. im

Sinne des I 36 Abs. 1 ZulOZ.
* E. des RSaAZ. vom 11. April 1934 — RSaZ

16 34—. AN. 1934 S. IV 191 Nr. 25. und E. des

RSaAZ. vom 12. April 1934 — RSaZ. 25 34 —.

Wir kürzen ab

Um Einsparungen zu erzielen, führen wir künftig folgende Kürzungen durch:

AlVers.

AU.

AngV.
AOKk.

Arbl.

AVAVG

AVG.

BesOKk.

BetrKk.

BG.

E.

FStG.

Grdl.

InvV.

KG.

Kk.

KnKk.

KnPV.

KH.

KnV.

KV.

= Arbeitslosenversicherung
= Arbeitsunfähigkeit
= Angestelltenversicherung
= Aligemeine Ortskrankenkasse
— Arbeitslose

= Gesetz über Arbeitsvermittlung
ond Arbeitslosenversicherung

= Angestelltenversicherungsgesetz
= Besondere Ortskrankenkasse

= Betriebskrankenkasse

— Berufsgenossenschaft
= Entscheidung
= Familiensterbegeld
=r Grundlohn

= In/aliden Versicherung
= Krankengeld
= Krankenkasse

= Knappschaftskrankenkasse
= Knappschaftspensionsversicherung
= Krankenhilfe

= Knappschaftsversicherung
= Krankenversicherung

LVA.

LVAmt

LandKk

OVA.

RAM.

RdO.

RfAuA.

RfA.

RVA.

RVO.

SV.

UnfV.

VO.

V.

VA.

VF.

VPfl.

VTr.

WG.

= Landesversicherungsanstalt
= Landesversicherungsamt
= Landkrankenkasse

= Oberversicherungsamt
= Reichsarbeitsministerium

= Reichsverband der Ortskranken¬

kassen

= Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung

= Reichsversicherungsanstalt für An-

gestellte
= Reichsversicherungsamt
= Reichsversicherungsordnung
= Sozialversicherung
= Unfallversicherung
= Verordnung
= Versicherung
= Versicherungsamt
= Versicherungsfall
= VersicherungspfliCht
= Versicherungsträger
= Wochengeld

Wir bitten unsere Leser und Mitarbeiter« diese in Zukunft ständig wiederkehrenden

Abkürzungen beachten zu wollen Die SchrifNeitung



Ein „junger Anwärter" schreibt:

„Unsere „V. 2." ist erfreulicherweise diejenige Zeit¬

schrift, die sich durch ihre „flüssigen" Abhandlungen
„unter Vermeidung starrer Juristerei und durch ihre

„große Sachlichkeit auszeichnet. Sie verdient deshalb

„mit Recht den Namen „Volkstümliche" und ich be-

,haupte, daß sich gerade deswegen die Kategorie
„der „jungen Anwärter" am meisten auf ihr Er¬

scheinen (reut, um das von namhaften Fachleuten

Dargebotene dem gründlichsten Studium unterziehen

„zu können. Der in ihr enthaltene Stoff bietet stets

„eine Fülle von Belehrungen und Anregungen."

Auch SIEwerden diesem Urteil zustimmen,wennSie erst

dauernder Bezieher unsererZeitschrift geworden sind«

//

n

DIE VOLKSTUMLICHE ZEITSCHRIFT
FÜR DIE GESAMTE SOZIALVERSICHERUNO

ist das Blatt aller an der Sozialversicherung interessierten Kreise

Zur Bestellung benutzen Sie bitte den folgenden

BESTELLSCHEIN

An das Postamt zu

kr. bestelle hiermit ab 1934 von der PHÖNIX

ILLUSTRATIONSDRUCK UND VERLAG GMBH., Berlin SW68, Lindenstraße 3

22* „VOLKSTUMLICHE ZEITSCHRIFT
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zum Preise von vierteljährlich 1 Reichsmark

,
den 1934
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